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über die am Donnerstag,den_11.Februar 1926 
im Neuen Sitzungssaal des Rathauses der 
Stadt Saarbrücken stattgefundene Sitzung 
des Landesrates des Saargebietes. 


Der stellv. Vorsitzende ‚\itglied Scheuer (2)- 
St.Jngbert,eröffnet um 2 Uhr 10 Minuten die Sitzung. 
seitens der Regierungskommission ist anwesend: 
Herr Staetskommissar ‚Öberregierungsrat Dr. Heim. 
Entschuldigt fehlen die Mitglieder: 


Kommerzienrat Dr.h.c,Röchling (DSV)-Völklingen; Hussong (DSV )- 
Webenheim; Kiefer (Z)-Saarbrücken. 
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Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Die Tagesordnung liegt Ih- 
nen vor, welche lautet: 


Taeesoränung 


on — 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe der Hegiern gskon- 
mission betr.: | 


S 


1) Die religiöse Kindererziehung; 


2) Abänderung des Gesetzes über die privaten 
ee ereneimtermemngen vom 12.Mai 1901; 


3) Abänderung der Verordnung über die Erhebung 
einer Vermögenssteuer; 


4) Pfändung von Lohn und Gehalt. 
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Es wird zweckmäßig sein,die Tagesord ickwä 
erledigen. Vorlage 4 hatte den landesra Se 


einmal beschäftigt und zwar in der 7. Kommission. Es 


wird keine Erinnerung erhoben, daß die Vorlage in die- 
selbe Kommission verwiesen wird. 


...... Die Vermögenssteuervorlage wird der I.Kommiss; 
überwiesen. ‚Ich Eng löichesitie beschließen zu 
wollen,daß die Vor agen gleicher Art,die noch nachkon- 
zen werden, ebenfalls in die Kommissionen verwiesen wer- 
: ‚Mit der Vorlage 2 betr. Abänderung des @ 
Ser die privaten Versicherungsunternehmun 4 ee 
i 1901, hat sich die Kommission bereits befaßt. Es ist 
Je Fr and ein Antrag eingegangen,die Vorlage wieder 
e nicht, ee Widerspruch erhebt 
uf l der lagesordnung betr. die religiöse 
perereiehung et der Berr ee aeie MeerTer 
W mmıSsSıonsbericht und wird anschli 
die Stellungnahme seiner Fraktion Ar Bis 


Das Wort hat Deri 
ET A der Serichterstatter, Herr Abge 
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Abe. Wilhelm(2): Meine Herren! Bevor ich zu meinem Thema über ehe, 


möchte ich im Namen meiner politischen Freunde die Brüder 


und Schwestern in der Kölner Zone zu ihrer Befreiung herz- 
» Lichst beglückwünschen. | 


| Bravo) 
Mir wollen alle hoffen daß auch für uns im Saare - 
biet recht bald die. Stunde der Befreiung schlagen möge. 


Br BY 9.) 


Meine Herren! Der Entwurf ,der als 1.Punkt der Ta- 
gesordnung zur Beratung steht und dem die Regierungskomnis- 
sion auch eine Begründung mit auf den Weg gegeben hat,ist 
eine Übernahme des +chagossFags vom 15. Juli 1921. Um es 
gleich arme zu sagen,hat die Zentrumspartei gegen die un- 
veränderte Übernahme dieses Gesetzes nichts einzuwenden ; 

im Megenteil,schon en haben wir gewünscht,daß dieses Ge- 
setz auch im Saargebiet zur Einführung gelangen Bee Wir 
bedauern,daß trotz mehrfacher Anträge soviel Zeit ahinging, 

15 Sich die Regierungskommission endlich dazu bequente ‚uns 
das Gesetz zu unterbreiten. Wir hoffen,daß wir in Zukunft 
noch recht viele gesetzliche Maßnahmen in Angleichung an 
die deutsche Gesetzgebung bekommen,damit nach und nach eine 
größere nechtsgleichheit mit dem deutschen Reich hergestellt 
wird. Das hat den Vorteil,daß die Eee NS TSIDABIRE mit _dem 
deutschen Vaterland reibungslos geschehen wird. Hoffentlich 
1st die Zeit ang vorüber,wo man geglaubt hat,das Saar- 
Rt fahre am besten, wenn die Gesetzgebung sich von der 
eutschen Reichs-und Landesgesetzgebung loslöse und sich 
mehr auf eigene Füße stelle oder gar in französischen Bah- 
nen wandle. | 


| Die Annahme des vorliegenden Gesetzentwurfes ge- 
schah durch den deutschen Reichstag am 30.6.1921 mit einer 
überaus starken \ehrheit. Konfessionelle N ee | 
Sind sowohl in der Kommission als auch im Heichstag vernie- 
den worden. Die Verhandlungen verliefen rein sachlich. 


Meine Herren! Wenn ich zuerst den Kommissionsbe- 
richt geben soll,so kann das ganz kurz geschehen. Zwei Kom- 
misSıonssitzungen beschäftigten sich mit der Vorlage. Die 

ussprache war kaum nennenswert und beschränkte sich darauf 
daß die Mitglieder in kurzen dürren Worten ihren Standnunkt 
darstellten und sich ihre endgültige Stellungnahme zu der 
Vorlage bis zum Plenum vorbehielten. 


. _. „Nun zur Würdigung der Vorlage ! Die Zentrunspar- 
tei sieht in der gesetzlichen ezelung der religiösen Kin- 
dererziehung eine dringende Notwendigkeit. Die Zustände ‚die 
Sich auf diesem Gebiet seit über 100 Jahren entwickelt ha- 
ben,sind unhaltbar Borozeen, Manche Schwierigkeiten wären 
auch im Saargebiet den Schulbehörden,den re 
richten und den Pfarrämtern erspart geblieben,wenn das Ge- 
Setz wenigstens von 1921 hier in Kraft gewesen wäre. 


. Bis zum Jahre 1921 galt noch im größten Teil 
Preußens uud im Saargebiet bis auf den heutigen Tag eine . 
königliche Kabinettsorder vom Jahre 1808,wonäch die Kinder 
ohne weiteres von Gesetzeswegen in der Religion des Vaters 
erzogen werden mußten. Davon gab es nur zwei Ausnahnen. 


7 .Ausnahme: 


co 


in 
ID 
in 
“0 
4° 
I5- 
h N 5 
R 
ı® 
ee 
2 
7® 
Kr 
ir 
IR 
RR 
Eau 
R 
un 

2 > 
En 
KT 
KW) 
a7 
|& 
an 


My POT 





Ss 


> 
In 





ARE 


l. Ausnehme: Wenn die Eltem einig waren,ihre Kinder in einer 
anderen Konfession zu erziehen. 2.Ausnahme,darin bestehend, 
daß ein Kind,das beim Tode des Vaters schon die Schule einer 
anderen Konfession als derjenigen des Vaters besuchte, in 
dieser Konfession weiter erzogen werden mußte.Das hat merkwür- 
dige Dinge gezeitigt. Ich will nur den einen Fall anführen: 
Wenn ein evangelischer Vater ‚der mit einer Katholikin ver- 
heiratet war,bei seinem Tode drei Kinder hinterließ,von denen 
zwei Schon in die katholische Schule gingen und das dritte 
noch nicht Senn p< Lichäls war,dann wurden die Kinder,welche 
schon die katholische Schule besuchten, von Gesetzeswegen wei- 
ter katholisch EEOgER aber das andere Kind,das noch nicht in 
die Schule. ging,mußte der Keligion des Vaters zugeführt werden, 
sodaß dadurch zweierlei Religionen in die Kinderhineinkamen. Im 
lege ,wo Bar 918 Jupes ute früzeitig dahinstarben, hat dıese 
Kabinettsordre bei'Mittern viel Wehe und viel Herzeleid geschal- 
fen. Jedoch alle Bemühungen,diese Dinge zu ändern,wären zun 
Scheitern verurteilt. Wir hatten ein Sesetz,und nach dem Gesetz 
mußte verfahren werden. Der alte Zopf ist nunmehr gefallen; 
und das ist eine von den demokratischen Errungenschaften und 
Freiheiten der neueren Gesetzgebung,die wir von unserem Stand- 
Brte aus nur begrüßen können. Das neue Gesetz verkörpert die 
Idee,daß die Überzeugung des Gewissens allem voranzustellen 
ist. Niemals ist es unsere Auffassung gewesen, daß der Stast 
als solcher kraft des Gesetzes einfach die Erziehung der Kin- 
der bestimmen und diktieren kann. Das ist vielmehr das Recht 
. der Eltern und he ein Sehe a ee niemals S&ache des 
Ötaates. Gott wird ja auch einst Rechenschaft von den Eltern 
fordern,wie sie für ihre Kinder gesorgt und wie sie sie erzo- 
gen haben. Der Staat sollte sich nicht in Dinge einmischen,die 
seiner Zuständigkeit entzogen sind. Der Staat kann also nie- 
mals maßgebender Erzieher sein. Das ist und bleibt oberste 
Pflicht und natürliches Recht der Erziehungsberechtigten. 
Überhaupt wenn der Staat in so delikate Dinge, in die feinen 
und zarten Gewebe der religiösen Kindererziehung eingreift, 
8 allemal ein Unglück. Allerdings-das möchte ich beson- 
ers betonen- hat der Stast die heilige Pflicht ‚das Natur- 
recht der Eltern zu schützen und auch durch Gesetze den Ge- 
brauch dieses Rechtes zu normieren und sicherzustellen. Das 
ist durhaus kein Staatskirchentum,sondern das ist Pe Erlen 
von »taatszweck und SNARSADELLERT. Und so ist die heutige Vor- 
‚age aufzufassen. An die Stelle der diktatorischen Kabinetts- 
ordre von 1803 tritt die freie Einigung der Eltern,sodaß die 
Bninung der Eltern für die Bestimmung der religiösen Erziehung 
der Kinder maßgebend ist. Für die Konfessionen kann das bald 
Sünstig,bald ungünstig sein. Das bringt in einem religiöse ge- 
mischten lande die Natur der Sache mit sich. Im einzelnen Fal- 
le kann gewiß ein unerwünschtes Ergebnis zutage treten. Äber 
So viel ist sicher,diese Regelung wird in weiten Maße die Ge- 
Gewissensüberzeugung und besonders die Freiheit der überleben- 
den Mutter wahren,die das Recht bekommt,die religiöse Erziehung 
ihrer Kinder nach dem Tode ihres Mannes selbst und nach eige- 
nem Ermessen zu ordnen. 


Noch-ein Wort wäre hinzuzufügen über das Verhältnis 
des Gesetzes zu den kirchlichen Vorschriften. In den Komnis- 
er erhandlungen in Berlin war man damals übereinstimmend 
der Ansicht, daß das Gesetz die Rechte der rc Die er 
Schaften nicht antasten könne und auch nicht wolle. Wenn also 
2.B. die katholische Kirche von den Eheschließenden das Ver- 
Sprechen verlangt ‚daß sie alle Kinder katholisch erziehen las- 
sen,so entbehrt dieser Vertrag lediglich der bürgerlichen Wir- 
kung,die Kirche kann aber ungehindert im Falle der Nichterfül- 
ung des Versprechens ihre Strafmittel anwenden. Das Gesetz 


greift also in keiner Weise in kirchenrechtliche ine 
über 
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über. Das Gesetz baut sich vielmehr auf auf dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch und_erweitert die dortigen Bestimmungen über E 
ternrecht und Personensorge. 


Wir stimmen der Vorlage zu und das ist unser Gutachten. 


Ich benutze die selegenheit, um die Regierung im Namen 
der genrunspartei dringend zu bitten, daß sie möglichst bald 
gesetzliche Naßnahmen gegen den Schmutz und Schund in’s Au- 
ge fasse. Die bisherigen gesetzlichen Naßnahmen reichen nicht 
aus, um dem Übel zu Leibe zu gehen,entsprechen auch in ihrer 
Verschwommenheit und Halbheit nicht mehr dem gesunden Volks- 
empfinden,das eine kräftigere Abwehr der heutigen Schamlosig- 
keit,besonders im Interesse der NER ae T ebieterischer 
verlangt. Was in gewissen Buchhandlungen und Verkaufsstellen 
an Schmutz geboten wird,das schreit zum Himmel. Es wäre zu_ 
wünschen,daß die Polizeibehörden angewiesen würden,einmal die 
Verkaufsstellen und Buchhandlungen zu revidieren,z.B. die Ver- 
kaufsstellen gegenüber d:r Bergwerksdirektion in Saarbrücken. 
Es wäre sehr zu wünschen,daß die Polizei dort einmal revidieren 
und nachsehen würde ‚denn dort häuft sich ein ungeheuerer 
Schmutz zum Verderben des Volkes auf. Hier ist es Pflicht der 
Regierungskommission,,einzuschreiten. 


Gestatten Sie mir,meine Herren,daß ich,nachdem ich über 
diese Dinge gesprochen habe, welche mehr das Gebiet der Reli- 
ion und der Moral bestrafen, nunmehr auch einen kleinen Ex- 
rs auf das nationale und auf das wirtschaftliche Gebiet mache. 


Wir sind im Saargebiet wirtschaftlich betrachtet, not- 
leidend. Daran ändert auch nichts die kraß in die Erscheinung 
tretende Verschwendungssucht ‚wie sie sich in diesen Wochen 
äußerlich widerspiegelt. Im Gegenteil. Diese maßlose Verschwen- 
dung ist ein Zeichen und eine typische eg ern nicht bloß 
des sittlichen Verfalls,sondern äuch des wirtschaftlichen Nie- 
derganges waren einige Schichten des Volkes geneigt,maßlos zu 
verschwenden ‚während dagegen andere Schichten des Volkes im 
Elend und PRIET darbten. Ich möchte aber betonen,daß diese 
übertriebene Genuß-und Verschwendungssucht niemals ein Anlaß 
sein darf ‚dem niederen Volke den SBrotkotb höher zu hängen. 

Denn gerade ‚wenn das Volk ein gutes Einkommen hat,werden Zucht 
und Sitte an ig Are gedeihen. Heute aber sind die elementarsten 
Grundlagen der Lebenshaltung weiter Kreise und Schichten nicht 
gesichert. Schuld daran ist in erster Linie die Wirtschafts- 
Be rankreichs,die, von nationalistischem Siegerwillen 
iktiert, den Haß befriedigt, indem sie den Gegner bis zur 
völligen Verarmung niederdrückt, 
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(Zuruf des Abe. Reinhard: Der a hat ihnen den 
| Sieg verliehen!) 


Das haben wir in den letzten Jahren so oft er t und demge- 
mäß unsere Forderungen gestellt,daß es nicht nötig ist, ‚hier 

noch einmal den ganzen Fragenkomplex aufzurollen. Wir sind _ 
heute krank am Gewaltdiktat von Versailles und diese Krankheit 
nimmt zu,wenn nicht rechtzeitig Mittel ergriffen werden,diese 
zu bekämpfen, denn dann würde Sich der Yerarmungsprozeß Tort- 


setzen und sich auslösen zu einer großen wirtschaftlichen 
Katastrophe. 


+ Pe Ka 2. 
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Wenn ich auf Einzelheiten ar erwarten »ie nicht von mir, 
daß ich alle Sozial-,Wirtschalts- und Steus rgesdtze aufrolle 

und alle Mängel und Fehler entwickle. Ich betrachte dies nicht 
als meine Aufgabe. Ich habe eine andere Aufgabe,in kurzen 
Strichen mehr programmatisch unsere Forderungen zu kennzeichnen. 


Ich spreche zunächst kurz über die lohnfrage der 
Arbeiter,und wenn man über Lohnfragen spricht,tut man gut,wenn 
man das zugrunde legt, was seinerzeit der große soziale Papst 
Leo XIII. in seiner Enzyklika rerum novarum" über die gerech- 
te Bemessung des lLohnes gesagt"hat und das gilt heute noch. Der 
Papst sagt in jenem Schreiben: Hinsichtlich des lohnes ist es 
eine Forderung der natürlichen "Gerechtigkeit,daß der Iohn nicht 
etwa so DABOeIE sei,daß er einem rechtschaffenen Arbeiter den 
Lebensunterhalt nicht abwirft,um sich mit Frau und Kind anstän- 
dig zu ernähren." Än einer anderen Stelle sagt er weiter: Es 
ist nur-eine Forderung strengster Billigkeit,daß der Staat sich 
der Arbeiter in der Richtung annehme ‚indem er ihnen einen ent- 
sprechenden Anteil am Gewinn der Arbeit zusichert, Die Arbeit 
muß ihnen für Wohnung, Nahrung ,Kleidung, soviel abwerfen,daß ihr 
Dasein kein gedrücktes ist." 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Bischof Hänele!) 
(Der Papst ist mir maßgebender,als der Bischof Hänele!) 


Die letzte Lohnerhöhung war ungenügend. 4 bis 6 % Erhöhung und 

esamtlohn der Bergarbeiter,bis 7 % bei_den Hüttenarbeitern und 
zugleich 20 % Entwertung. So sieht die Hegelung aus. Wie es bei 
den Arbeitern ist,so ist es auch bei den Anderen Burgen. 563 den 
Gruppen der Angestellten und Beamten. Gleiche Not,oft noch größe- 
re,leiden die Angestellten im Bergbau,in der Industrie und im 
Handel. Es ist Tatsache, daß die französische Industrie jede Ge- 
haltserhöhung ablehnt und den Angestelltenorganisationen . 
Mitbestimmungsrecht und Mitwirkungsrecht verweigert. Die Hegie- 
ray Sp erh iee tut auch nichts, um den wirtschaftlich Schwachen 
zu Hilfe zu kommen. Es fehlen immernoch trotz jahrelangen For- 
derungen der Gewerkschaften und des lendesrates, die Erfüllun 
der Forderung nach obligatorischen schlichtungsausschüssen un 
Tarifrecht,Anerkennung und gesetzliche Regelung der Berufs-und 
Betriebsvrertretungen. 


Ich möchte auch noch etwas sagen über die materielle 
Tage unter den Beamten,speziell der unteren und mittleren Bean- 
ten. Die kann man so charakterisieren,daß die heutige Gehalts- 
regelung mit einer gerechten Gehaltspolitik nicht in Einzlang 
zu bringen ist. Die Einstufung der Gruppen und die ©spennungs-. 
verhältnisse zwischen den einzelnen Gruppen sind äußerst raffi- 
niert ausgeklügelt worden. Ich nehme einmal die lehrer heraus. 
en einmal eine Zeit, da wurden die Lehrer nicht stiefmüt- 
terlich behandelt. Es war damals,als man die Lehrer auf den 
Staatsetat nehmen wollte und als man ihnen den Franken bescherte. 
Damals hat man die Jehrer nicnt stiefmütterlich behandelt, son- 
dern man hat sie behandelt entsprechend ihrem Stand und Beruf. 
Aber auf einmal trat Stillstand ein und die zeitgemäße Ausge- 
staltung der Iehrer=Gehälter 15ßt bis heute auf sich warten. 
Es scheint fast,daß die Lehrer bestraft werden sollen,weil sie 
sich nicht so entwickelt haben,wie es von gewisser »eite ge- 
wünscht wurde. Wir haben uns seinerzeit an den Herrn Minister 
Espinosa gewandt und haben dort unsere Wünsche und Forderungen 
bezüglich der Lehrergehaltsregulierung vorgebracht. . 

| | er 
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Aber nichts 1St seither geschehen,es ist alles beim alten ge- 
blieben. Ob Jetzt etwas geschieht nach den Verhandlungen in 
Baden-Baden,weiß ich nicht. Nohl haben die politischen Partei- 
en vor kurzem eine diesbezügliche Eingabe eingereicht und ha- 
ben ihre Forderungen an die Hegierung gestellt. Wir wollen 
hoffen, daß diese Forderungen im Sinne der Sedeutung und der 
Stellung des Llehrerstandes erfüllt werden. Ich möchte hier 
auch etwas sagen über die Gehälter der seistlichkeit,und zwar 
Speziell der katholischen Pfarrer, Auch das ist ein Funkt,der 
reche spe- 
ziell von den katholischen Pfarrern. Wie die Verhältnisse en 
Pezug auf Gehalt auf der evangelischen Seite liegen ,weiß ich 
nicht. Ich weiß aber wohl,daß auf der katholischen Seite eine. 
völlige Unklarheit und ein völliges Durcheinander herrscht. 


ir sind nazet 6 Jahre unter der Völkerbundsre jerung, und in 
diesen 6 | 


(Zuruf der Linken: "ieviel denn ?) 
Vielleicht soviel,wie der Herr Betz vom Wohlfahrtsamt bekommt. 


(Zuruf der Linken: Wollen Sie nieht in den Streik_tre- 
ten‘ 


- Glocke des Vorsitzenden - 
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gemeinschaftlich eine Gehaltsre elun orzunehnen. Es ist r 
einmal Katholisches Kirchenrecht ren n 1 abe 


‚das Gehalt der eistlichen und über die Gehaltshöhe dem Bischof 
zusteht. 


(Zuruf des Herrn Abg. Reinhard: Wir Proieten können ja 
bezahlen! Schließen Sie sich doch den Freien Gewerk- 
schaften an, dann bekomen Sie auch etwas.) 


zu 


£ EIBEHSTOHEN id a ! 


Für Sie muß ich auch meine Steuergroschen bezahlen obwohl Sie 
uns Geistliche bekämpfen. Ich kann es wirklich nicht einsehen, 
daß man immer auf den Geistlichen herumhaxt ‚als wenn diese die 
Ausbeuter des niederen Volkes seien. Wir sind alle Staatsbür- 
er,da muß aber auch einer für den anderen einstehen. Wir sind 
1eselben Menschen und haben dieselben Gesetze,es ist darum 


Eront menschlich,wenn immer auf den Geistlichen herumgehäackt 


- IE 0 nt 


( Unruhe - Glocke des Vorsitzenden) 


(Zuruf des Herm Abg. Hoffmann: Wir geben Ihnen nur gute 
| Ratschläge !) 


Und,meine Herren, was soll ich sagen von der lage der Pensionä- 
re und der Unfallrentner vor allem der Bezieher einer Heichs- 
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Reichsinvalidenrente ‚der Bezieher einer liente aus der Ange- 
ste LEERE TELORSFUNG. Die lage dieser leute ist trostlos.Die- 
se leute wollen endlich ihr Recht haben,d.h. sie wollen das 
 haben,was ihnen ge garantiert ist. Es wäre endlich 
an der Zeit,daß die Regierungskommission,namentlich nachden 
sie soziale Jahr proklämiert aber nicht durchgeführt hat ‚sich 
im Jahre 1926 von größeren sozialen Gesichtspunkten leiten 

ieße in der Hilfe für die Armen und Unterdrückten. Dann kann 
sie Sich auch ihre Frankenspende zum guten Teil sparen. 


Ich streife auch die 


a Arbeitslosigkeit und die Kbrirerbslosigkeit. 
Im Saargebiet haben wir zurzeit 6000 Arbeitslose. 


(Zuruf des Herrn Staatskommissars: Jetzt nur noch 3200) 


Wenn das die amtliche Zahl ist,muß es ja stimmen,mir ist gesagt 
worden,es seien deren 6000. Wir fordern,daß der Ärbeitslosig- 
keit Purpegnngowirkt wird durch Bereitstellung von Arbeitsge- 
legenheit. Eine Voraussetzung dafür ist ein gutes Funktionie- 
ren En Srtauhal ia. pparates und der Abschluß der Handelsver- 
träge,die zwischen Deutschland und Frankreich Schweben, und. 
zwar unter Berücksichtigung der besonderen lage des Saargebie- 
tes,das den süddeutschen Markt braucht,um seine Waren abzu- 


Setzen. Deshalb fordern wir möglichst freie Ausfuhr nach 
Deutschland. 


| ‚Erinnert sei an den miserablen Zustand de unserer 
Straßen im Saargebiet,deren Ausbesserung Gelegenheit zur Är- 


Bet zeten würde, wie es mancherorts schon in hohem Naße ge- 
Schleht. | 


Wir fordern auch eine 
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Kevision der Steuergesetzgebung, 


die heute fast die Saarbevölkerung zu Bodendrückt ‚namentlich 
eine Sozialere Ausgestaltung der Lohn-und Gehaltssteuer,etwa 
im Sinne ‚wie es das Deutsche Keich vor kurzem getan hat. Die 
Gesetzgebung des Deutschen Heiches mag in diesen Fällen der 
ereeieruug Muster und Vorbild sein. Ich will nicht damit 
sagen,daß alles schematisch kopiert werden soll,aber was gut 
1st,könnte sich die Regierung äls Muster nehmen. 


PL 


Dann etwas kurz über die 


Wohnungsfrage. 


(Zurufe der Sozialdemokraten: Da kommen wir später drauf!) 


IE 


Ich werde nicht auf die Vorlage eingehen,sondern nur in gewis- 
sem Sinne darauf hinweisen,um der Regierung das Gewissen zu 
schärfen und sie anspornen,daß sie tut,was möglich ist,den 
elstand zu beseitigen,dieses moralische Übel,das wie ein 
Krebsschaden am Lebensmark des Volkes frißt. Wir richten an 
gierung und Gemeinden ‘den Arpell,diesem Übel abzuhelfen. Es 


wird 


7v 








wird notwendig sein,daß die Regierung und die Gemeinden Hand 
in Hand ärbeiten. 


ni KUABNIORhENE mit der Wohnungsfrage müssen wir 
zum So und Sovielten \ale die Forderung wieder erheben ‚daß 


das ‚französische Militär 


im Saargebiet restlos ERERLDINNES ‚ebenso die vielen über- 
flüssigen Beamten,die nur da sind,um aus unserer Haut Riemen 
zu Schneiden. Geschähe das, dann würde in Saarbrücken soviel 
Wohnraum frei. werden,als in einem Jahre gebaut werden kann. 
Diese übernormale Beanspruchung von Nohnraum ist schuld an 
dem gegenwärtigen Zustand. Und warum baut Frankreich keine 
Wohnungen für seine Zollbeamten,die an der Grenze die leute 
Schikanieren und plagen ? Warum werden diese Zöllner den (e- 
meinden zur last gelegt und in der Wohnungszuteilung bevor- 
zugt ? Warum baut Frankreich nicht selost Wohnungen für seine 
Beamten? Die französische PELEmSTkEYE TWa L tung hat ca. 1000 
amte ‚die überwiegend in Privatwohnungen un ergebracht sind. 
arum baut ihnen Frankreich keine Wohnungen, das doch Bigen- 


tum und Nutznießung an den Gruben sowohl als auch an ganzen 
Saargebiet hat ? 


| Unsere Partei richtet daher an die Regierung den 
dringenden Appell,das Versprechen, das sie seinerzeit den 
Vo *.gegeben, such wahrmachen zu wollen. In letzter Zeit hört 
man Ölter,namentlich durch die ve man@lungen ülp mit Deutsch- 
land angeknüpft wurden zur ie Sud der lage der Beamten, 
den kuf :" Deutschland hilf!"- "Deutschland soll helfen und 
eingreifen!" Die Augen haben sich nach Deutschland gerichtet. 
Meine Herren! Deutschland kann nicht helfen,Deutschland | 
braucht auch nicht zu helfen,denn die deutsche Staatshoheit. 
ruht im Saargebiet. Meine Herren, wir tun besser,wenn wir die 
Front im nt um unsere Heimat- und Volksrechte, um unsere 
verbrieften Ansprüche ‚um unsere Zugehörigkeit _zum deutschen 
Volk und Kultur ruhig bestehen iassen in der Richtung nach 
der Alleestraße, Die Regierung hat die heilige Pflicht, für 
die liohlfahrt der Saarbevölkerung zu sorgen. Das Deutsche 

ıch 1st selber arm,also wenden wir uns an die Regierung: 
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" Du Saarregierung tue deine Pflicht. Du hast die 
heilige Pflicht für das Saargebiet zu sorgen. 
Tue deine Pflicht nach Vertrag und Recht. 
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rsitzender:Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schneider! 


g. Schneider (SP): Meine Herren! Der Herr Vorredner,der Abgeordnete 


ilhelm,hat seine Ausführungen eingeleitet mit einem Glück- 

wunsch nach Köln,verbunden mit einer Abhandlung über die 
Wirtschaftsnot im Saargebiet, und sie beendet mit einem 

"Hirtenbrief" über die PErEBERngSs uch" des niederen Volkes 

und die Heilung derselben durch den christlichen Sozialis- 

mus. | 
Wir folgen nicht nur dem Beispiel der Zentrums-Frak- 
tion,sondern unserem eigenen inneren Antrieb,wenn wir der 

Stadt Köln und dem Gebiete Köln für die Befreiung von fren- 
- der Besetzung unseren herzlichsten Glückwunsch aussprechen. 

Für uns Sozialdemokraten an der »aar und im Deutschen Reich 

hat dieser Glückwunsch eine höhere Bedeutung,als für irgend 

eine Partei im Saargebiet,denn die Befreiung Kölns wäre , _ 
nicht möglich gewesen ohne die andauernde Versöhnungspolitik 
. der deutschen »sozialdemokratie. Und wenn die Kreise,die heu- 
te den Glückwunsch rach Köln senden, von der Notwendig- 
keit der sozialdemokratischen Politik früher überzeugt ge- 
wesen wären, so wäre eine Überschreitung der ae 
wahrscheinlich nicht erfolgt. In diesem Zusammenhang klingt 
auch die Hoffnung für das Saargebiet aus dem Munde des. 

Zentrumsredners recht sonderbar. Ich will keinen fraktionel- 
len Streit heraufbeschwören, aber ich betone,wenn das »aar- 

ebiet 1935 zur deutschen Hepublik zurückkehren kann,wenn es, 

offentlich, früher mit DeutSchland wieder vereinigt wird, 
dann ist das zu 99 % ein Werk der Sozialdemokratie an der 

aar. Der Herr Abgeordnete Wilhelm hat seine Ausführungen 
beschlossen mit einem " Hirtenbriefe” über die Vergnügungs- 
sucht des niederen Volkes und der Heilung dieser Verghü-. 
sagt. und der Not des niederen Volkes durch den christ- 
‚lichen Sozialismus. Wir protestieren zunächst einmal gegen 
die Form seiner Ausführungen. Hätten wir uns zu irgend ei- 
nem verletzenden Ausdruck hinreißen lassen,wären wır längst 
zur Urdnung gerufen worden. Der Herr Abgeordnete Wilhelm 
wird wegen des Ausdrucks " niederes Volk " nicht zur Urd- 
nung gerufen. | 

Wir protestieren auch gegen den Inhalt der Hede. 
Die ganze Hede des Herrn Abgeordnsten Wilhelm war Wortsozi- 
alismus verbunden mit einem sinnlosen Kampf gegen die He- 
gierung. Er entdeckt auf einmal sein Herz für die Arbeiter, 

ngestellten,unteren Beamten und lehrer. Die Sozialdemokre- 
tie an der Saar hat nicht nötig eine Wirtschaftsdebatte, 
eine lohn-und Gehaltsdebatte,vom Zaune zu brechen. vie hat 
für die Arbeiter schon gekänpft,als im Zentrum noch das 
Ber dep Bischofs Hähnle galt :"* Wer Knecht ist, soll Knecht 

eiben:" 

Damals tröstete das Zentrum die angketnilnse. noch 
mit dem Worte der Bergpredigt:" Selig sind die Armen im 
Geiste,denn ihrer ist das Himmelreich." Damals waren die. 

hrer in den Augen des Zentrums noch Kirchendiener,die im- 
mer daran denken sollten,deß es unter dem Krummstab gut leben 
sei, und. der Lehrer sollte der Diener des Pfarrers sein. 

Auf mich,ohne daß ich mit meinen Kollegen Rück- 
sprache nehmen konnte,haben die Ausführungen des Herrn Ab- 
geordneten Wilhelm den Eindruck gemacht ‚daß er mit langat- 
migen Ausführungen über die wirtschaftliche Not das Volk 
‚über die geistige Nothinwegtäuschen will. 
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Vorsitzender Scheuer: Herr Abesordnster Schneider, ich darf Sie 
vielleicht zur Nachtigste Zune unterbrechen. In der Kon- 
mission erklärte das Zentrum,daß es nur wenige \orte zu 
der Vorlage sagen wollte und von seiten der Linken wurde 
das Wort nicht in größerem Maße gewünscht. Dann ist in den 
letzten Kommissionssitzungen von der Linken angeregt wor- 
den,daß etwas über die soziale Lage gesprochen werden soll. 


(Zuruf Dr.Sender: Das ist ein großes Mißverständnis! ) 


Dies geht schon daraus hervor,daß zur Abhaltung der heuti- 
ER EEE 

gen Sitzung gedrängt wurde. Es ist jedenfalls nicht so,daß 

seitens des Zentrums die ©ache verschoben oder eine Debatte 

vom Zaune gebrochen worden sei. Ich. muß die Zentrumspartei 

hierin in Schutz nehmen. 


(Zuruf Dr.Sender: Das scheint mir eine geheime Ab- 
mächung bu gen 


Abg. Schneider fortfahrend: Die parlamentarischen Gepflogenhei- 
ten verbieten mir,mich _gegen die Ausführungen des Vor- 
sitzenden aufzulehnen. Dennoch erblicken wir in dem Vor- 
gehen des ZHerm Abgeordneten Wilhelm einen varlämentari- 
schen Überfall und wundern uns, daß der Herr Präsident den 
Herrn Abgeordneten Wilhelm nicht zur Ordnung gerufen hat. 


(Zuruf vom Vorstandstisch unverständlich!) 


ge Not nur dann behoben werden kann,wenn die Wirtschafts- 
not behoben ist. Wir halten es aber für unparlamentarisch, 
eine Solche Vebatte ohne vorherige Ankündigung und Verein- 
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begründen:Der uns vorliegende Gesetzentwurf ist die wort- 
getraue Abschrift des deutschen Meichsgesetzes von 1921; 
und es lohnt sich daher schon,einmal an die ®chicksale des 
yeieinals zu erinnern. Die Entstehung des Gesetzes geht zu- 
rück auf einen Äntrag des Zentrunsführers Marx vom Jahre 
1921 ‚welcher verlangt, die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, "über die Sorge für die Person des Kindes 

(8 1627 u.ff. Jauch auf die Pestinmung des religiösen Be- 
kenntnisses auszudehnen. Nit ciesem Antrag llarx war erneut 
eine Frage aufgerollt ,die schon einmal die Gemüter der rar- 
teilen erregt und bewegt hatte,bei der I ae des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches vor nunmehr 30 und mehr Jahren. Da- 
mals bestand lange Zeit dhindurch die Gefahr,daß das ganze 
Reformwerk des Bürgerlichen Gesetzkuches im Streit über die 
religiöse Erziehung des Kindes in die Brüche gehe,und man 
wußte sich schließlich nicht anlers zu helfen,als daß man 
das strittige Problem ganz aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
herausnahm und die Hegelung dieser Streitfrage_ dem bunt- 
scheckigen Hecht des Fartikularısmus überließ.Bine ebenso 
bequeme als beschämende Lösung, als Schulbeispiel deutscher 
Binigkeit der Nachwelt erhalten im Artikel 134 des Einfih - | 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch: "Unberührt blei- F' 
ben die landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse 
Erziehung der Kinder." In 
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In Verfolg dieser Unberührtheit blieb die religiöse Kinderer- 
ziehung,- also für die Religion,die nach unserem Dafürhalten 
die ureigenste Herzenssache jeden Menschen ist-,auch weiterhin 
der reichsgesetzlich Konzessionierten Willkür der einzel- 
teatlichen, ja sogar vrovinziellen Kirchentumspolitik über- 
essen. Und so kam es, daß in Deutschland für die_religiöse 
Kindererziehung 32 verschiedene Rechte galten,in Preußen allein 
7, in Frankfurt am Main mindestens 5. Bis auf einmal eine Zeit 
kam, die die ganze Kleinlichkeit und Richtigkeit des konfessio- 
nellen Egoismus aus der Weit schaifte,nämlich der 1e205, n 
seinem Anfangs steht das. Kaiserwort:" Ich kenne keine Farteien 
mehr,ich kenne nur noch Deutsche," und an seinem Ende die 
Kaisertat:" Ich kenne keine Deutschen mehr, ich kenne nur noch 
mich und Holland." Die erste Folge dieser kaiserlichen Helden- 
tat bestand darin, daß mit dem Hohenzollernthron auch die üb- 
rigen Throne und Thrönchen zusammenlmickten. Und wenn der Zorn 
des Volkes es auch vergaß, mit diesen Thronen und Thrönchen 
auch die einzelstastlichen Grenzen und Grenzchen zu beseiti- 
en,so gewann doch das Bewußtsein von der Notwendigkeit der _ 
eutschen Einheit immer mehr an Umfang und Tiefe und fand sel- 
nen Niederschlag in der Weimarer Verfassung vom 11. August 1919. 
Und was der deutschen Kaiser- und Fürstenherrlichkeit unmög- 
lich war, das brächt die Not der deutschen ee zur Wirk- 
lichkeit,nämlich dis Kinigung auf religiösem Gebiet gemäß der 
sozialistischen Forderung:Religion ist Privatsache! Diese 
Weimarer Verfassung hat sich sehr ernstlich mit der Frage von 
Kirche und Schule und mit der Frage der religiösen Kinderer- 
ziehung beschäftigt. Und die Paragraphen der Weimarer Verfas- 
sung betreffend die kirchliche und allgemeine Erziehung des 
Kindes sind von den Snzialdemokraten angenommen worden,son- 
dern von allen Parteien der Weimarer Koalition, weil man des 
Glaubens war, daß der Streit nur dann abgewendet werden könne, 
wenn endlich die Toleranz auf diesem Gebiete Platz greife. Die 
Einigung auf religiösem STebiet, die in der "eimarer Verfas- 
sung festgelegt ist, entspricht wenigstens zu 3/4 der alten 
sozialdemokratischen Foräderung,daß Religion Frivatsache sei. 
Es heißt darin in dem Artikel 136 z.D. ‚daß niemand zu einer 
kirchlichen Handiung oder Feierlichkeit oder zur leilnahme 
an religiösen Übungen oder zur Benutzung religiöser Eides- 
formeln gezwungen werden kann. Und an anderer Stelle heißt 
es,daß niemand zur Offenbarung seines Bekanntnisses oder sel- 
ner Religionsüberzeugung gezwungen werden kann. Ferner, da 
kein Kind gezwungen werden kann, an dem Keligionsunterricht 
teilzunehmen und daß die Teilnahme an religiösen Feiern und 
andlungen der Willenserklärung desjenigen überlassen bleibt, | 
der über die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen hat. E 
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Der Antrag Marx,der in seinem Original nur 3 Pare- 

Bepaen hatte, solite nichts anderes,als die Bestimmungen 
jes Bürgerlichen Gesetzbuches,die auf rund des Artikels lo4 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch nur für 
die aligemeine ‚nicht aber für cie religiöse Erziehung Perlen, 
auch auf die religiöse Erziehung ausdehnen, umso anstelle der 
 larzatischen Willkür der Kaiser-und Fürstenherrlich- 
eit des unitaristische Recht der deutschen Republik zu Setzen. 
In den nun folgenden Beratungen aber wurde an dem Antrag 

rx Solange herumgedoktert, bis statt dem I. Entwurf ein 
II. Entwurf herauskam,bei dem zwar der formale Fortschritt, 
das einheitliche echt, erhalten blieb, der sachliche Fort- 
Schritt aber zu einem Rückschritt ausartete, indem anstelle 
des landesherrlichen Partikularismus der noch viel schlim- 
wsre Unitarismas der politischen und religiösen Reaktion trat. 
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Wenn die deutsche Sozialdemokratie trotz schwerer Be- 
denken diesem Entwurf zugestimmt hat, so hat sie es getan, 
weil in ihrem Rücken die Bestimmungen der Weimarer Verfas- 
sung standen; und Sie werden es uns nicht für übel nehmen, 
wenn wir mit noch Schwerenen Bedenken und mit dem allergröß- 
ten Mißtrauen an das Gesetz Derange saugen sınd und das Für 
und Wider sehr sorgsam behandelt haben. Für die Annahme 
or der Umstand, daß die Einführung des Gesetzes die An- 
erayne an das deutsche Recht Irueer und damit für die 

ückkehr zu Deutschlard große Erleichterungen schafft. Das 
sind Vorteile, die aber die Schattenseiten nicht ausbuchen 
können. Die Schattenseiten bestehen darin,daß anstelle der 
Paragraphen des Bürgerlichen Gesetzbuches, die klar und be- 
stimmt Sind, künftig unter der Flagge des Nutterrechts eine 
noch größere Willkür ermöglicht wird als zuvor. Nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch entscheidet über die religiöse Er- 
ziehung des Kindes derjenige,der die Sorge für die Person 
des Kindeshat, also der Vater;neben dem Vater stand gleich- 
berechtigt die Mutter, aber bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Eltern ging die Meinung des Vaters vor, Nie die- 
ses Eltemrecht in Zukunft aussehen soll,dafür ein Beispiel: 


Wenn künftighin ein sozialistischer Vater sein Kind 
aus dem Religionsunterricht der Konfessionsschule abmelden 
will,etwa weil das Kind bestraft wird, weil es Sonntags oder 
Werktags nicht in der Schulmesse war oder weil der Religions- 
lehrer sein Amt mißbraucht,um über den Sozialismus zu zetem 
und über die Sozialdemokraten zu schimpfen.... oder wenn 
der Vater das Kind in eine weltliche Schule schicken will, 
‚so genügt dazu nicht mehr wie bisher, die Wi‘lenserkiärung 
des Vaters allein, sondern Mutter und Kind,Lehrer und Geist- 
liche,ja sogar Verwandte und Verschwägerte des Kindes müssen 
voreys! ihre Zustimmung geben. Hinter Mutter und Kind, Lehrer 
und Geistliche und dem ganzen Rattenschwanz ‚der Verwandten 
und Verschwägerten steckt natürlich der Konfessionsegoismus 
der Kirche. Nach außen hin aber spricht man von der Gleich- 
berechtigung der Frau und dem Recht des Kindes. Die Sozial- 
demokratie hat lange, ehe irgend eine der anderen Farteien 

aran dachte, für die Gleichberechtigung der Frau, für das 
cht der Frau und für das Recht des Kindes gekämpft. Der ge 
litischen und konfessionellen Reaktion aber sind Ihtter un 
Kindesrecht nur Schlagworte, hinter denen sich der Nacht- 
hunger geschickt verbergen kann. 


apyaag ayasıydmabousis us yanaq400s H 7 


Wie recht wir mit unserer Neinung haben,beweist uns 
such die dem Gesetz beigegebene Begründung. Diese Begründung 
stammt nicht, wie es der Auf nach der Rechtseinheit vermuten 
lassen dürfte, aus der Justizabteilung,sondern aus der_schul- 
abteilung; und es schein‘ also,daß der Hauptgrund zur Binfüh- 

ıng des Gesetzes nicht auf rechtlichem,sondern auf kirch- 
lichem,also auf zentrümlichen Gebiet. lag. 


(Zuruf des Abg. Wilhelm unverständlich!) 


Sie werden nicht vergessen,Herr Abgeordneter Wilhelm. Wir wis- 
sen,daß_ zwar das Zentrum den leiter der Schulabteilung aus 
seinen heihen herausgeworfen hat. Zur Erfüllung des zentrün- 
lichen Machthungers aber über Mutter und Kind ist die schul- 
Ebre lung immer noch gut genug,insbesondere,da der Leiter 

der Schulabteiiung ein Geistlicher ist. 
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Die Begründung hat kein Nort vom Wunsch odex Verlangen der 

Eltern oder des Kindes vielmehr wird mit ersta 

lichkeit ganz naiv gesagt:" Die katholische Geistlichkeit- 

verlangt die "mführung des Gesetzes, mit welchem $ich auch 
die evangelische Geistlichkeit einverstanden erklärt hat. 


rung. erfahrener Vormundschaftsrichter für unveränderte Über- 


ausgesprochen." Die 
ten des Gesetzes sınd also die anerkannten Vertreter der 


Meine je Dürfen Sie es uns da für übel nehmen, 


wenn wir fragen : " Wie kann aus dem politischen Nazareth des 
Saargebietes etwas Qutes kommen. ? 


> Wir haben nichts gegen die Geistlichkeit und die 
Richter als Diener der Keligion und des Rechts,aber wir haben 
ser viel gegen gas jenißen, die heute den Anspruch erheben, 

& 


S die Verfechter der religiösen Gefühle der Kinder und der 
ligion überhaupt gelten !. 


Dann wird weiter in dem Gesetz gesagt:" Der bisherige 
Hechtszustand auf dem Gebiete der religiösen Kindererziehung 
im Saargebiet hatbei den Angehörigen der katholischen und der 
evangelischen Konfession zu Schweren Gewissensbedrückungen 
geführt ; er ist unhaltbar und bedarf drin end der Verbes- 
Bang: Kein Wort von der Erziehung der Kinder freireligi- 
oser bltern,daß die auch Gewissensbedenken haben! Ebenso 
wenıg spricht das Gesetz von der Kindererziehung der Juden! 
Sind diese Kreise etwa das nıedere Volk,von dem der Herr 
Abgeordnete Wilhelm So viel zu erzählen weiß ? Ich habe zwar 
nach längerem Suchen einen $ 6 in dem Gesetz entdeckt der 
sagt, daß die Bestimmungen des Gesetzes auch angewandt werden 
Sollen auf die Erziehung der Kinder in einer nicht bekennt- 
nlsmäßigen Weltanschauung. Aber da echt es mir wie sm vielen: 
Pa] potachaft hör ich wohl,allein mir fehlt der Glaube. Mir 
e 
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Die Verordnung ist reich an Schönen Worten, aber die Tat .die 


Schulpraxis im Seargebiet,straft diese Norte Lügen! Aus dieser 
Schulpraxis nur einige Beispiele: 


An der Saarbrücker Hilfsschule ist die Macht der 
Kirche Bo Br08 Seworden,daß die Schulmegse,die als Einrich- 
tung der Kirche früher ın der Zeit vor Baer lag, zum 

nterrichtsfach surerückt ıst und in die staatlich festge- 
legte Schulzeit fällt, Mittwochs von 8 bis 9 Uhr vomittags, 

n der Knaben und Mittelschule ist der. leiche Zustand mi 
dem Unterschied,daß die Schulmesse auf die erste Stunde von 
ontag und Pameraiag festgesetzt ist. Bei diesen Zuständen 
verlieren wir die Hoffnung,daß $ 6 der Torlage Anwendung fin- 
den könnte, Ein anderes Beispiel : Die Verordnun zieht den 
N der Heichsverfassung an,wonäch es gestattet sein soll 
daß Eltern ihr Kind von Keligionsunterricht abmelden. Hierüber 
besteht im Saargebiet einc eigene Verordnung. Diese ist aber 

80 verklauseliert, daß Vater und Mutter nicht nur einmal, 
Sondern mehrere Male laufen müssen,bis sie die Abmeldung voll- 
ziehen können. Außerdem habe ich mir sagen lassen,daß diese 
Verordnung für die Mittelschule von diesen freiheitlichen 

cht angenommen werden soll. 


W PMoZ 


, Wir müssen Hagegen Broßestieren,daß,wenn man Schon 
einmal einen Paragraphen der ichsverfassung einführt ‚wieder 
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wieder Unterschiede Be werden. Ein Unterschied mit diesen 
Thema will ich die Stellung des Lehrers zum Religionsunter- 
richt erwähnen: | | 

In unserer Partei wurden Klagen laut,daß lehrer,die 
dem Keligionsunterricht aus gewissen Bedenken ablehnen wollten, 
vom ©Ochulrat dazu nen wenden ‚son Unte rrieht doch zu er- 
teilen. Dem einen lehrer entzieht man die missio canonica, 
weil er Sozialdemokrat ist, den anderen zwingt man zur Ertei- 
lung des Religionsunterrichts,obschon er politisch auf Seiten 
des Proletariats steht. Der Schulrat geht hier eigentümlich 
vor. Er stellt die Frage, ob die Lehrer Religionsunterricht 
erteilen oder nicht. Sagt der Lehrer nein, dann setzt er sich 
in Widerspruch zu einer Verordnung, die im Vorkriegsdeutsch- 
land galt und setzt sich der Bestrafung aus, trotz 3 149 der 
Weimarer Verfassung! 


Ich sehe_nicht ein, weshalb die Regierungskommission 
den Eltern neue Hechte gibt, während sie die Lehrer weiterhin 
zwingen will, Religionsunterricht zu erteilen. Nan kann ein 
sehr gewissenhafter Lehrer sein, auch ohne daß man Keligions- 


unterricht erteilt. - 


Ich komme zum Schlusse: Die formalen Gründe könnten 
uns bestimmen,das Gesetz anzunehmen. Die sachlichen Bedenken 
sind aber so stark, daß wir unsere Annahme von der Sicherung 
BEENBEE Machen die durch die Weimarer Verfassung Papeten 
sind. Meine Fraktion gibt daher folgendes Gutachten ab: 


"Unter ausdrücklicher Bedingung, daß die $S 135 bis 
150 der Deutschen Reichsverfassung über Kirche und Schu- 
le im Saargebiet eingeführt werden, nimmt die ©ozialde- 
mokratische Fraktion den Gesetzentwurf en." 


( Bravo- Rufe !) 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr. Abe Reinhard! 


Abg. heinhard (KP): Meine Herren! Die beidei redner haben 
' vor Beginn der Behandlung de ° Aorenäns? Se 

wurfgs die Befreiung Köln hier be ‚ückwünscht,und zwar 

efreiung von einer fremdländischen Besatzung. Wir 

als Kommunisten wissen, daß danit keinerlei Befreiun 

der deutschen Arbeiterklasse von ihren kapitalistischen 

Joch eingetreten ist. Und wenn es den Vorrednem emst 
ıst mit ihren Gtückwünschen und mit den Ausführungen ‚die 
der Vertreter der Zentrumspartei 
Not des schaffenden Volkes,so glaube ich, Ihnen in der 
rage des ungeheuerlich drückenden Milliärdenrsubes des 


olksseele bewegenden Entscheidungen der deutschen rem:- 
likanischen Gerichte bei der ec der rer 
as Schaflfende Volk in Deutschland hat in dieser Frage 

nträge eingebracht,die auf eine entschädigungslose An;- 


Ja u 


sntSchädigungslosen Enteignung anschließt,aus dem ein- 
emnfs runde, weil auch dadurch viel die Not der Kenten- 
emplänger im Daargebiet gemildert werdem kann,weil da 

a herauszuholen sind und zwar diejenigen .die 
hier bezahlt haben. Das Geld darf unter keinen Umständen 
10sen Dynastien werden, sondern auch der Landesrat muß 


wird. Unser Antrag,al a Ri Wr 
en lautet; Seo der Antrag der Kommunistischen 


ANTRAG 


der Kommunistischen landesratsfraktion! 


“ Der landesrat möge beschließen: 


Der landesrat begrüßt die Einreichung eines $e- 
setzentwurfes zur He rbei führung eines Volksentscheids 


Au aem Zwecke der entschädigungslosen Enteignung der 


Begründung : 


% 


:_Wenn das Saar ebiet auch durch den Vertrag von 
Versailles nicht in der Lage ist sich aktiv an Taser 
demgsprniber "last, daksutinngse Betsilieen so steht 
| un SL, gan es Tür die Bevölkerune nicht 

‚8leic gültig sein kann, ob 3 Milliarden a eate alas Volks- 


vermsgen 
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Yolksvegmögen verschleudert wird. Die breiten Massen 
an der Saar könnten nicht verstehen wenn der Landesrat 
als ihre politische a zu dieser l'rage keine 
| tellung nehmen würde. hurde doch auch an der Saar 
‚durch den Krieg und die Inflation der größte Teil der 
evölkerung in Not und Elend gestoßen. Die Not der 
Kentenempfänger ist in>s grenzenlose gestiegen. Den- 
gegenüber steht fest, daß die hicklagen der Versiche- 
rungsträger des BE FEODIENER welche durch jahrzehnte- 
lange Beitragspflicht der Arbeitnehmer aufg&öbracht wur- 
den, durch die deutsche Inflation enteignet wurden. 


Die früheren deutschen Fürgten verlangen nun, 
von dem deutschen Volk ungeheuere Summen, die zum Teil 
eine 500 2ige Aufwertung ihres früheren Besitzes be- 
euten. Die Arbeiterklasse hat ein Interesse daran, 
daß diesen Deserteuren keinen Pfennig gezahlt wird. 
ır verlangen die entschädigungslose Enteignung zu 
unsten der Opfer des Krieges und der Inflation. 





... Den neuraohe runs träger des Saargebietes sind 
von diesen gnteigneten t unverzüglich die notwendigen 
Mittel zur Verfügung zu Stellen,um die grenzenlose Not 
der hentenempfänger des Saargebietes zu beheben. 


Diese Forderung ist umso Bereehtegher da es 
Sich lediglich um die Rückerstattung der durch die In- 


i Ben enteigneten Beiträgen der Rentenempfänger han- 
=; Role 


‚Nir wünschen, daß die übrigen Parteien zu diesem 
Antrag ihre Stellungnahme kundtun, umsomehr, da sie ja 
bei jeder Gelegenheit dartun, daß sie trotz dem Versäil- 

er BERERE Biph zu Deutschland fühlen, bekennen. Der 
Vertreter der Zentrumspartei hat in seinen Ausführungen 
erklärt, dal die Zentrumspartei dem vorliegenden Gesetz- 

-entwurf vorbehaltlos zustimme. Der Redner der Dozial- 
demokratischen Fraktion hat in treffenden Worten die Zu- 
stände geschildert, die heute bei der Erziehung der 
Arbeiterkinder im Saurgebiet und auch in Deutschland 
Tatsachen sind. Die Sozialdemokratie hat aber nicht die 
ERBSe quenz gezogen, die ihr Redner zum Ausdruck gebracht 
hat. Man kann nicht diese Zustände, 
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die in Wirklichkeit noch viel krasser sind als sie hier 
Beer wurden,auf der einen »Deite aufdecken und auf 
er anderen Seite einem Gesetzentwurf zustimmen, der 
praktisch absolut garnichts in den betreffenden Erziehungs- 
methoden ändert. Wenn wir zu dieser Frage Stellung neh- 
men,so nehmen wir Stellung von dem Standpunkt der Klas- 
senherrschaft,wir nehmen rn von dem Standpunkt der 
Erziehung der Jugend in dem Maßstabe,wie heute tatsäch- 
lich alle Arbeit von der Wissenschaft erforscht wurde. 
Es ist gewiß ein Unding,daß wir dulden sollen als poli- 
tische Farteien,daß unseren Kindern heute immer noch die 
‚Jahrhundert und jahrtausende alte Märchen erzählt werden, 
ie längst von der Wissenschaft widerlegt sind. Wenn hier 
der Vertreter des Zentrums sich darauf beruft,daß die 
Frau,die Mutter in dieser Frage entscheiden müßte gegen- 
über der Erziehung des Kindes,so ist das ein billiges 
Vorgehen insofermn,weil man durch die betreffende Erzie- 
hung bisher von dem Grundsatz BUSBA EAN en ist, wie es 
auch in der Religion verankert ist: Selig sind die Armen 
im Geiste,denn ihrer ist das Himmelreich. Das ist das 
leitmotiv,das heute überall in die Schulen übergegangen 
ist. Das ist auch das Leitmotiv, das sich die Zentrums- 
kreise allein vor Augen halten. 


Das ist die große Frage ‚die uns Kommunisten 
veranlaßt,diesen Gesetzentwurf zu kritisieren. sie wer- 
den sagen, die Erziehung durch die hkeligion in der Schu- 
le hat uns die Kultur gebracht. Sie werden auch sagen, 
sie haben PER gebracht, daß wir bessere Zustände be- 
kommen haben. Ich habe gestern einen Brief eines katho- 
lischen Geistlichen,den er während des Krieges an sein 
Pfarrkind geschrieben hat,gelesen. Sie stellen sich nicht 
vor, mit welchen raffinierten Mitteln vorgegangen wird. 
Dann wagen Sie es hierher zu kommen und diese llethoden 
zu verteidigen. Sie sagen,die Wirtschaftsnot ist allein 
deshalb so Eron nel der französische Imperialismus die 
Schuld trägt. Wir sagen,die geistige Not beim Kind ist 
deshalb so groß,weil Sie, von Ihrer Partei (zum Zentrum 
gewandt) dahin gearbeitet haben,daß das Wissen dem Volk 
vorenthalten wird. Warum zweierlei Recht in_der Erziehung 
des Kindes? Die, welche Gels haben, können Schulen be- 
‚suchen und sich das Fach der Wissenschaft aussuchen und 
auf der anderen Seite verlangen Sie,daß das Kind in der 
erste gelehrt wird nach dem Grundsatz zu handeln:" Nas 
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rag’ ich viel nach Geld und Gut ‚wenn ich zufrieden bin." 
Sie sind vom kapitalistischen Staat beauftragt,diese br- 
Epamethode anzuwenden. So wenig,wie ein Kamel durch 
ein Nadelöhr geht,so wenig kommt ein Reicher in den 
Himmel. Sie wollen damit einem Arbeiterkind sagen, €8 
soll immer zufrieden sein,wenn es barfuß gehen und hungern 
muß. Diese rinnen bean sind von der herrschenden 
Klasse empfohlen und Sie erzählen, es sind »achen des 
Volkes. Meine Herren! Der Mensch ist ein Produkt geıner 
Erziehung und Umgebung. Das wissen auch Sie, die Sprecher 
der Zentrumspartei. Wir können verstehen,wenn Sie Sich 
auf dieses Gesetz festlegen. 


Ss 


daß zu dem Gesetzentwurf der 
shaestärichter seinen »egen 
atsachen, die uns in den 


| Es wurde gesagt 
Regierung auch der Vormnnd 
gegeben hat. Auf Grund der 


letzten 
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letzten Tagen mitgeteilt wurden,können wir verstehen ‚daß 
dieser Segen erteilt wurde. So wurde uns mitgeteilt,daß 
in Altenkessel das Kind einer Arbeiterfamilie eines 
Schönes Tages nicht mehr nach Hause kam,oder sogar zwei 
\inder. Sie wurden auf dem Wege zur Schule von zwei Iand- 
ägern abgeführt und einer Erziehungsanstalt überbracht. 

je Begründung ist im wesentlichen die:" Die Eltern sor- 
gen nicht dafür,daß das Seelenheil des Kindes bei der 
rziehung genügend gewahrt wird." Meine Herren Sozial- 
demokraten,können Sie noch diesem Gesetz zustimmen ? Der- 
selbe Fall wird uns gemeldet von Herrensohr. Ich selbst 
habe die Akten durchgelesen. Da steht darin, daß die Er- 
ziehung in der religionslosen Familie nicht Brruesnd ga- 
rantiert ist. Die Bemühungen der Eltern,das Kind zurück- 
zuführen,sind gescheitert. Es wird uns femer aus Neun- 
kirchen ein Fall gemeldet. Dort ist ein uneheliches Kind 
geboren worden und die Mutter starb. Der Erzeuger des un- 
ehelichen Kindes hat das Kind angenommen. Überall wurde 
einwandfrei festgestellt,daß der Vater alles tat,um für 
das Kind zu sorgen. Er hat keine Mühe gescheut,um das 
Kind zu einem ordentlichen Menschen zu erziehen. Man ist 
dazu nn rg en,ihm das Kind wegzunehmen ‚weil es eine 
religionslose Erziehung erhält. Däs Kind ist 19 Monate 
alt. Aus Fraulautern wird uns RES L. Dort bekommen 
die Kinder eines freigewerkschaftlich Organisierten jeden 
Tag Prügel von dem Pfarrer in den Religionsstunden ‚weil 
ihr Vater Kommunist sei. 


(Zurufe der Kommunisten: Hört,hört !) 


Das sind die Erziehungsmethoden der Zentrumspartei ‚die 
sie hier anzubringen beliebt. Sie wissen,daß die Bestim- 
mungen auch in diesem Gesetz in keiner Weise eine größere 
Freiheit geben, wie es bisher der Fall war. Wenn »ie in 
das Gesetz hineingebaut haben,daß sich das Kind nach 14 
ahren selbst entschließen soll über seine ER 
zu irgendeiner heligion oder Konfession,so 1St dem ent- 
gegenzu halten,daß man ein Gesetz schaffen muß,nach dem 
erst nach dem 18. Lebensjahr Religion gelehrt werden darf. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr richtige!) 


Das 
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Das ist die Vergiftung der Kinderseele,die man vornimmt 
durch den Nationalismus. Sie wollen erreichen,daß wieder 
‚Mit Gott für König und Vaterland" die Arbeiterkinder 

hinausziehen sollen,um sich für ihre Bedricker zu zer- 
fleischen. Die Fede des Abgeordneten der Zentrumspartei, 
war keine hede, wie man sie von einem Geistlichen erwar. 
tet,denn in der Religion heißt es:" Libet Euch unter- 
einander." Das war eine Rede ‚wie sie der König der 
Fashisten in Italien nicht gehalten hat. 


(Iachen- Zurufe: Sehr gut !) 


Zu der Frage der weltlichen Schule habe ich hier ein Zi- 
tat von e4nem Parteifreund von Ihnen und zwar von Dr. lö- 
‚wenstein,©chulrat und Reichstagsabgeordneter. Er schreibt 

"eine Broschüre zum Kampf für das Keichsschulgesetz. Es 
war ein Miderapruch an sich,diese Schule zur Sonderschu- 
le zu machen. Das bedeutet, daß durch die Weimarer Ver- 
fassung das Recht gegeben .wurde denjenigen Eltern,die auf 
dem Standpunkt der weltlichen Schule stehen weltliche 
Schulen zu schaffen. 


(Zuruf des Abg. Schneider: Die Broschüre ist 
gegen den Zentrumsantrag geschrieben! 


Unser Standpunkt geht dahin,daß wir als Kommunisten ver- 
langen, daß der Staat als solcher dafür zu sorgen hat, 
daß alles Wissen gran Kind zugeführt wird. Wir wissen, 
aß der heutige Staat nichts tun wird. Wir sind uns klar, 
daß die heutige Gesellschaftsklasse an dem heutigen 
rziehungssystem festhalten wird. Weil wir das wissen, 
aben wir keinerlei Ursache ‚irgendwie zu dulden,daß die 
proleterischen Kinder nach dieser \ethode erzogen werden. 
ir verlängen von der Keeierungskomission, daß die Er- 
ziehung der Kinder in Religion unterbleibt. 
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Nir verwerfen selbstverständlich diese Verord- 
nung. Unser Ziel ist die weltliche Schule. Nir verwerfen 
ebenfalls hier die Politik, die die Regierungskomission 
unter dem jetzigen Zentrumsmitglied Koßmann durchgeführt 
hat,denn die Politik ist dazu da,Kinder der Arbeiter im- 
mer noch mehr zu trennen und zu spalten. Gerade in klei- 
nen Ortschaften hat die Schulverwältung entgegen dem Nil- 
len der Eltern die konfessionelle Volksschule eingeführt. 
Ich meine, meine Herren, hieraus ist der Pferdefuß zu 
ersehen. Hier kann man sehen,wo die Politik hinführt. 

2 ‚Bine andere Frage ist die materielle Sorge 
für das Kind. Gerade in dieser Frage hat man in Sowjet- 
Rußland Vorbildliches geleistet. Dort wird vorbildlich 
BenoTe: für Mutter und Kind,gerade das, was heute hier 
‚rotz der schönen Heden, die von der Zentrunspartei ge- 
halten werden ‚nicht zutrifft. Wir verlangen deshalb in 
erster Linie von der Kegierungskomnission die obliga- 

 torische Schulspeisung. Es ist umso erfreulicher,weil 
nicht wir Kommunisten der Kegierungskomission zu be- 
weisen brauchen , daß das Existenzminimum der Arbeiter- 
klasse um fast dıe Hälfte der Vorkriegszeit gesunken ist 
und daß die Indexzahlen erschreckend gestiegen sind. Das 
hat Ihnen sogar der Herr Pfarrer Wilhelm vorhin vorge- 
führt. Und weil das der Fall ist und weil wir praktisch 
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dem Kind helfen wollen, verlangen wir die obligatorische 
Schuls zaaune: Wir verlangen außerdem freie ärztliche 
Behandlung aller Schulkin sr ,binrichtung von Schulbädern 
nd deren unentgeltliche Benutzung,und inrichtung von 
Kinderheimen usw. Wir verlangen,daß auf diesem Gebiet 
auch tatsächlich etwas getan wird. Wir verlangen noch 
etwas anderes in geistiger Hinsicht und zwar olgendes: 


. „ Die religiöse Kindererziehung,d.h. die Erziehung 
des Kindes in der Religion, ist gesetzlich zu verbieten 
bis zu dem Zeitpunkte ‚an welchem das Kind das 18.Lebens- 
jeut erreicht hat. Ehe dem Kinde Religionsunterricht er- 

eilt wird,ist es erforderlich, daß das Kind in der 
Volkswirtschaft und in der Sozialversicherung geschult 

‘wird. Die brauchen nicht zu lachen, Herr Karius! Es_ ist 
Tatsache, daß die Arbeiterkinder, wenn sie aus der Schu- 
le entlassen werden,von der Dozialversicherung keinen 

‚ blauen Dunst haben. Aber stecken auch die Unternehmer 
dahinter,daß dem Arbeiter ja nicht dasjenige zukommt, 
was ihm als Rechtsanspruch zusteht. Meine erren, wir 
wissen ja, daß Sie die Vertreter der herrschenden Klassen 
Sınd und daß Sie auf dem Standpunkt stehen, die Keligion 

:muß dem Kinde erhaltens bleiben. Wir wissen auch ‚warum 


ie auf dem Standpunkt stehen. Es erübrigt sich viel Worte 
zu machen. | 


Ich habe noch ig 5 Bemerkungen zu den Aus- 
führungen des Herm Pfarrer Nilhelm zu machen über die 
Not an der Saar. Er sagt: An der Not, in die die Arbeiter- 
schaft an der Saar heute hineingeraten ist, ist allein 
der Vertrag von Versailles schuld. Warum haben Sie denn 
erklärt,Sie stehen auf dem Boden des Versailler Vertrages? 
Warum begrüßen Sie den Antrag Deutschlands um Aufnahme 

ın den Völkerbund,der nichts anderes ist,als ein Institut 
des Versailler Vertrages ? Locamo ist nichts anderes, 

als eine freiwillige Anerkennung des Vertrages von_Ver- 
sailles. Porn gene Stimmen. Ihre Bemerkungen nicht. Die 


daß heute in | 
Arbeitslose sind und der Versailler Vertrag ist schuld, 
daß Ihre Partei im Keich den Fürsten Millionen in den 

chen werfen will. Die Wirtschaft ist eine kapitalisti- 
Sche und ich habe schon oftmals egsagt, in einem kapi- 
talistischen Betrieb raucht kein Schornstein ohne Profit. 
enn Sie die "rage der Lohn-und Gehaltspolitik der 

ührt haben,so müssen Sie zugeben,daß 


ayon Wir Freidenker Organisatore einstellen,welche 
ihre 
Diese Pen hängt mit der Not des Volkes zusammen. 


Ein Elftel fließt zweifellos in das Budget der Kirche. 
‚Außer diesen St 


8 Millionen an Gehöltern und sonstigen Aufwendungen nur 


den 
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den Mittelstand. Vor zwei Jahren haben Sie die Steuer- 
gesetze beschlossen, heute kommen Sie und verlangen 
eine Reform der Steuergesetzgebung. Als wir damals 
die Existenzminimumsgrenze festgesetzt haben wollten 
wie vor dem Kriege,haben Sie uns ausgelacht. Sie müssen 
uns entschuldigen,denn Pfarrer Wilhelm hat die Frage an- 
eschnitten. Der Vorredner hat gchon die Hervorhebung 
es " niederen Volkes " an der »aar. zum Ausdruck ge- 
bracht. Wir kennen kein niederes Volk, wir kennen nur 
Menschen. Es ist die ra Ei klären, welche Arbeit am 
meisten wert ist, die Arbeit desjenigen, der sich hier- 
- herstellt und redet vom niederen Volk, oder die eines 
Straßenkehrers. 


( Unruhe ) 
(Glocke des Vorsitzenden ) 


Meine Herren! Nan hat ferner eine ganze Reihe von Frob- 
lemen hier aufgerollt, auch die Frage der Arbeitslosen- 
versicherung, an die Herr Pfarrer Wilhelm die Forderung 
knüpft,eine produktive Arbeitslosenversicherung zu _ 
schaffen. Meine Herren! Was heißt das, eine produktive 
Arbeitslosenversicherung zu schaffen. Man will nicht 
mehr und nicht weniger,als die Arbeiter, die die Pri- 
vatkapitalisten aus ihren Betrieben schmeißen bei Lohn- 
forderungen, anderen Arbeitnehmern zum Ausbeuten und 
als jammervolle Sklaven zur Verfügung stellen. 


Meine Herren! Diese Fragen, die »ie hier an- 
geschnitten haben, wie Arbeitslosenversicherung Steuern 
und all diese Dinge, die der Herr Vorredner der Zen- 
trumspartei besprochen hat,können wir heute nicht mit 
kurzen Worten abtun,so wie das bei Ihrer Partei der 

all ist. Es kommt und bald so vor,als sollten bald. 
wieder Wahlen stattfinden,denn dann muß etwas von die- 
sen Dingen geredet werden. Herr Pfarrer Wilhelm, wenn 
es Ihnen Ernst ist mit diesen Dingen,dann geben sie Ih- 
ren Kampf gegen die freien Gewerkschaften auf. Warum 
kämpfen Sie gegen die freien Gewerkschaften,die sich 
zum Ziele gesetzt haben, diese Dinge zu bessern. Ich 
glaube, daß es Ihnen,vom Zentrum, etwas unangenehm war, 
aber wenn Sie es wünschen, kann man noch etwas mehr. 
darüber reden. Man kann z.B. darüber reden,daß es rich- 
tig ist,daß aus den Groschen der Saararbeiter, Zuschüsse 
zur Kirchensteuer gemacht wurden und daß aus diesen 
Groschen Zuschüsse an Kirchenbeamte gegeben werden. 
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Meine Herren! Die Kommunistische Fartei_ sieht: 
in dem Gesetzentwurf, der uns hier vorliegt,absolut | 
keinen Fortschritt,sie sieht absolut keine Möglichkeit, 
um auch nur das geringste an fortschrittlichem Geist 

in den alten Geist der konfessionellen Schulstuben 
RmpapFingen: Aus diesem Grunde lehnen wir das Gesetz 
ab. 


( Bravo -Rufe !) 
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Vorsitzender Scheuer: Das Nort hat der Herr Abgeordnete 
r.v.Vopelius ! 


Abg. Dr.v.Vopelius (DSV): Meine Herren! Es ist selbstver- 
ständlich,daß sich meine Fraktion den Glückwünschen ‚welche 
anläßlich der Defreiung der Kölner Zone ausgesprochen 
wurden,anschließt. Ich muß meinem Bedauern darüber Aus- 
druck geben, daß die Glückwünsche nicht seitens des Prä- 
sidiums ausgesprochen wurden,als diese blätterweise Vor- 
gehen der einzelnen Fraktionen. Bei dieser Gelegenheit 

"möchte ich für unsere Fraktion zu der Anzeige des Ein- 
tritts Deutschlands in den Völkerbund zum Ausdruck 
bringen, daß an der Saar das allergrößte Interesse da- 
für vorhanden ist. Wir wollen hoffen, daß die Verwalturg 
recht bald ein Ende finden möge und der Termin der Be- 
freiung ein wesentlich früherer wird. 


Seitens der Zentrumsfraktion ist ein größerer 
Exkurs unternommen worden. Ich kann mich allerdings nicht 
entsinnen,daß vorher etwas vereinbart gewesen wäre. Ich 
muß davon absehen, auf diese linzelheiten einzugehen. 
| Von der Kommunistischen Fraktion ist ein Antrag 
über sogenannte Fürstenabfindung eg ee worden. Es 
erscheint mir nicht richtig,dar der Iandesrat zu der 


vache Stellung nimmt, was eine Sache des Deutschen 
Keichstages ist. 






(Zuruf: Das ist Sache des deutschen Volkes!) 


Und nun zur Vorlage selbst. Es ist genügend gesagt worden, 
besonders der Antrag der Zentrumspartei hat gesagt,was 
unserem Empfinden entspricht. Unsere Fraktion nimmt die 
Vorlage unverändert an. 
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Vorsitzender Scheuer: Ich darf der Deutsch-Saarländischen 
Volkspartei betr. Beglückwünschung der Kölner Zone _er- 
widern,daß zu diesen Dingen das Fräsidium erst Stellung 
nehmen kann,wenn eine Vereinbarung der einzelnen Par- 
teien zustande gekommen ist. Nachdem diese nicht bestand 


war es dem Präsidium unmöglich die Beglückwünschung vor- 
zunehmen. 
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prsitzender:Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Albert! 
bg. Albert (MP): Auch ich stimme der Vorlage zu. 
prsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann! 


bg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Meine Parteigenossen hatten da- 
rauf hingewiesen,daß jemand von unserer Fraktion zu den 
angeschnittenen Fragen Stellu nehmen will, weil das 
entrum heute wieder,wie Herr Dr.v.Vopelius bestätigt het, 
Außenseiter gespielt hat. Ich stelle fest, daß unsere 
Fraktion in ihrer ganzen Tätigkeit,diem sie im Landesrat 
-ausgeübt hat,immer versucht hat,die Zustände zu verbessern 
oder er dıe Verschlimmerung hintanzuhalten. Zu 
den Ausführungen des Herrn Pfarrers Wilhelm möchte ich nur 
des eine sagen. Er sagt, daß Papst Leo XIII, in seiner 
Enzyklika diese Au fassung eingenommen hätte. Wir kennen 
das, was damals geschrieben worden ist,wir sehen es auch 
als etwas Bene an, aber wir hätten gewünscht,daß der 
Papst damals das Weitere,was er auch noch geschrieben hat, 
in einem ganz anderen Sinne geschrieben hätte. Wir hätten 
ferner gewünscht, wenn der Herr Pfarrer Wilhelm dies auch 
vorgetragen hätte. Hat damals der Fapst nicht aber auch 
u: elten greifen die Arbeitemässen zum Streik ? 
nd hat er sich nicht ganz energisch gegen den Streik 
ausgesprochen. Herr Pfarrer Wilhelm und die Herren vom 
Zentrum werden wissen, welche Stellungnahme der Papst auch 
damals in der ag ee eingenommen hatte. Sie _ 
wissen ganz genau Bescheid, daB durch eine stärkere Arbei- 
ee rn nur die lage der Arbeiterschaft gehoben werden 
kann. Aber was sagte damals der Papst: " Euch,lieber Ber- 
liner, Euch achte ich, aber die anderen, ich verdamme sie 
nicht,sber ich kann sie nicht so anerkennen ,wie die wirt- 
schaftsdienlichen katholischen Arbeitervereine. Das hätte 
auch der Herr Pfarrer Wilhelm sagen müssen. Er hätte viel- 
leicht auch darauf hinweisen können,daß selbst Bischof 
Hänle erklärt hatte: "Das Christentum hat sich jahrhunderte- 
lang nicht um die sozialen Fragen gekümmert. Wer Knecht 
1st,soll Knecht bleiben,bis ihn sein Herr von selbst er- 
höht." Das ist die stellungnahne ‚die schließlich auch 
der Herr Pfarrer Wilhelm hätte herausholen können. Ich 
stelle fest, daß ich nur wünsche,daß Herr Pfarrer Wilhelm 
und seine Kollegen mehr wie je an der saar besonders den 
Kampf einstellen müssen,den Sie gegen die freien Gewerk- 
Schäften führen, und ich wünsche und hoffe auch,daß bei. 
den Zentrumsparteien selbst und bei den Kreisen der christ- 
lichen Gewerkschaften das eingesehen wird. Denn es steht 
test, daß durch diese Bekämpfung insgesamt die Arbeiter- 
Schaft sehr ng! wird und dadurch die ganze _Volks- 
masse geschädigt wird. Denn dadurch wird die Gewalt des 
Arbeitgebers gestärkt. Sie wissen da alle, daß der franz. 
Staat der stärkste Arbeitgeber im Saargebıet ist und daß 
die Privatindustrie mit 60 % franz. Kapital investiert ist. 
Wenn Sie also haben wollen, daß die Lohnfrage und über- 
haupt die ‚age der Arbeiterschaft gehoben wird und die 
Arbeiterschaft auch ihre Macht gegen das französische 
Kapital im Saargebiet ausüben soll, dann dürfen »ie die 
Gewerkschaften nicht bekämpfen. Diese Bekämpfung in der 
rt und Weise wie sie besonders von sehr vielen katho- 
lischen Geistlichen geschieht, soll man nicht fördern, | 
aber auch nicht dulden,sondern die Leute in Ruhe und !rie- 
den ihre Arbeit ausführen lassen. 


Meine 
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Meine Herren! Dann habe ich darauf hinzuweisen,daß Herr 
Dr.v.Vopelius erklärte, sie hätten ihre Stellungnahme in der 
Beamtenfrage bereits der Regierungskommission mitgeteilt und 


nun die Wünsche der Beamten zu erfüllen die Vermögensbesteuerung 


der juristischen Personen beantragt hatten. Die Herren der 


DeutSch-Searländischen Volkspartei sagten jebat die Besteuerung 


der juristischen Fersonen soll durchgeführt werden, um den 
Forderungen der Beamten zu a Also man sieht auch 
heute Schon ein, daß unsere. Haltung seinerzeit richtig gewesen 
ist, trotzdem sie vom Zentrum und auch von Ihnen ‚meine Herren 
von der Rechten, damals als Agitationsmache bezeichnet worden 
ist. Der Antrag ist von mir eingebracht worden 


(Zuruf vom Zentrum:Eine juristische Person kann man 
| nicht besteuern.! 


(Glocke des Vorsitzenden!) 


Ich meine natürlich die Mitglieder,die einer JwehaE Schen Per- 
son angehören, die Mitglieder von Äktiengesel schaften usw. 

Ich habe dazu festzustellen, wenn der Zentrumsredner auf die 
oteuerlast hinweist, daß auch wir damals Anträge gestellt hat- 
ten, die sie als Agitationsanträge bezeichnet und die sie noch 
vor kurzer Zeit in ihrem Gewerkschaftsorgan als Agitations- 
mache bezeichnet hatten. Ich brauche Ihnen das nicht mehr alles 
vorzuhalten, aber ich muß feststellen, daß »ie an den trost- 
losen Verhältnissen zum leil mit die Schuld tragen hier an der 
Saar,denn eines wird klipp und klar einzusehen sein: Das sozi- 
ale Jahr ist wohl proklamiert,äerr Minister Koßmann hat es 
sogar propagıert. | 


(Zuruf vom Zentrum: Wo bleibt das soziale Jahr?) 


Wir haben bisher die sozialen Forderungen aufgestellt und sei- 
nerzeit haben sie diese sozialen Forderungen: abgelehnt. Also 


ich stelle dazu das eine fest, daß das soziale Jahr vielleicht. 


von uns hätte viel energischer vertreten werden müssen, und 
zwar zu einer Zeit, als die Gesetzgebung im Landesrat beraten 
worden ist. Denn heute kann sich ja die u ee zu jeder 
Zeit darauf berufen, daß die llehrheit des landesrates seiner- 
zeit ihre Steuergesetze angenomnen hatte. Das liegt klipp und 
klar in dem Protokoll fest. 


Ich will mich dann zum Schluß_den Forderungen des 
Herrn Reinhard anschließen, welcher die Resolution in der 
Fürstenabstimmung eingebracht hat. Ich erkläre also im Auftrage 
meiner Fraktion, daß wir uns dem Antrag des Herrn Reinhard an- 
schließen und beantrage auch gleichzeitig, daß der Präsident 
über die eingereichten Anträge nachher abstimmen läßt. »ie 
saasen, wir haben ja auch einen diesbezüglichen Antrag vor- 

jegen. | 

Also ich komme zum Schluß. Ich empfehle den Herren 
der Zentrumspartei, wenn in Zukunft solche Fragen angeschnit- 
ten werden sollten, auch die anderen Parteien zu verständigen, 
oder, wenn das einfach keinen Zweck hat, daß sie unbelehrbar 
sind, dann werden wir für uns dasselbe kecht in Anspruch neh- 
men wie die Zentrumspartei. Wir machen einfach,was wir wollen, 
SRnn Traunhen wir uns auch nicht mehr an die Vereinbarungen 
zu halten. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender >cheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Karius! 


Abg. Karius (Z): Meine Herten,es ist gesagt worden,daß der Aus- 
druck "niederes Volk" eıne Beleidigung ist. Ich habe die 
Entwicklung seit 30 Jahren mitgemacht und da war es der 
kathölische Klerus,der für die Arbeiter eingetreten ist. 
Ich kenne leute, die heute sehr sozial tun,wo es aber 
Be Farben zu bekennen,hatten sie den Mut nicht aufge- 

racht. Ich glaube, man tut dies heute aber nur,um auf 
dem Lande ein gewisses »chlagwort zu haben. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Schneider! 


Abe. Schneider (SP): Ich muß mich En der Ausführungen des 
errm Karius zu einer persönlichen Bemerkung melden. Die 

Ausführungen des Herrn Abe. Wilhelm haben uns verletzt 
und die Ausführungen des Herrn ÄAbg. Karius zeigen mir, 
wie unangenehm auch die Ausführungen des Herrn Abg. Wil- 
helm dem Zentrum sind. Weshalb hat man vor 2 Jahren den 
Gedanken des Völkerbundes in die bebatte Ben und 
weshalb ist man dazu übergegangen,die Fartei,die Völ- 
a machte, in den Kot zu ziehen. Es stimmt 
schon ,‚daß_die Sozialdemokraten von 1918 bis 1925 die 
ein n1B0 Partei war, die für Völkerversöhnung eingetreten 
und Völkerbundspolitik gemacht hat. 


(Zuruf des Abg.KReinhard: Ihr habt dem Entwurf 
anti 


Herr Reinhard, Sie haben mich mißverstanden. Wir haben 
den Entwurf angenommen,daß vor Inkrafttreten des Gesetzes 
die 135 - 150 der Neichsverfassung eingeführt werden, 
.h. auf deutsch,werden die 38 135 - 150 nicht einge- 
führt,dann lehnen wir das \esetz ab. 


Vorsitzender Scheuer: Die einzelnen Parteien haben ihr ut- 

en abgegeben und die Vorlage ist somit verabschie- 

et. | 

Die Vorlagen 2,3 und 4 sind in die Kommissio- 
nen verwiesen, ebenso sind Sie damit einverstanden,daß 
die in den nächsten Tagen folgenden Verordnungen in die 
betr. Kommission verwiesen wird. 

Es hat zu der Steuervorlage noch der Herr 

Abgeordnete Becker ums Wort gebeten. 


Vorsitzender 
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orsitzender >cheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker ! 


bg. Becker (Z): Meine Herren! Erst im vergangenen Früjahr haben 


wir ein Sgeuerbudget ablehnen müssen. Es waren die in- 
direkten 
vorgelegt hat. Heute legt sie uns eine neue »teuervor- 
deze vor, der weitere ae sollen. Wir haben nun bei 
Bekanntgabe des Haushaltplanes daraufhingewiesen, daß 
es uns Schwer fällt, uns über den Steuerbedarf der Re- 
a ee ein zutreffendes Bild zu machen. In- 


em bisher vorgelegten Haushaltplan gibt die Regierungs- 


kommission lediglich Phantasiezählen an, die tatsäch- 
lichen Einnahmen und Ausgaben hat uns die Regierungs- 
kommission bisher vorenthalten. Mein Fraktionskollege, 
Herr Levacher, hat deshalb einmal den Haushaltplan 
"ein schönes Märchenbuch_ " BERFORE. Wir vermissen bis- 
heute eine Angabe der Soll-Zahlen,also derjenigen Sun- 
men,die tatsächlich ausgegeben worden sind,bezw.der 
Ausgaben, die von der Regierungskommission gemacht wur- 
den. Wir müssen annehmen, daß, sowohl die Einnahmen wie 
die Ausgaben wesentlich höhere a sind,wie sie in 
dem Haushaltplane angeführt wurden. Im Jahre 1929 haben 
wir die großen Steuervorlagen bewilligt. Wir haben es 
ohne Unterlage tun müssen. Wir konnten damals der Ke- 
gierungskommission nicht zumuten,daß sie einen voll- 
ständigen Haushaltplan vorlegte, das war nach dem _ 
Durcheinander in der Inflationszeit gar nicht möglich. 
Jetzt jedoch müssen wir erwarten,daß die Hegelung so- 
weit vorgeschritten ist,daß die Regierungskomm1ss1on 
weniestens für die Jahre 1923 und 1924 die betreffen- 
den Zahlen vorlegen kann. In der letzten Kommissions- 
sitzung habe ich den Antrag gestellt, daß uns dıese 
ahlen vorgelegt werden. Darauf hat mir der Herr 
Staatskommissar durch das Büro des Iandesrates ant- 
‚worten lassen, daß der Herr Minister Stephens außer- 
stande sei,uns diese Zahlen zu geben. Wir möchten eıl- 
nen entsprechenden Antrag an die Regierungskommissıon 
stellen. Ich glaube, daß dieser Antrag whrscheinlich 
nur eine Formsache ıst, und die a skommission 
nicht die Äbsicht haben kann, uns diese Zahlen zu 
verweigern. Das wird es in der Welt nicht geben,daß 
eine Regierung sich weigern würde, den Nachweis der 
Ausgaben der Steuergroschen der BOWARSE NIE zu führen. 
Ich habe daher. Ba beta lenuder kurzen Antrag meiner 
Fraktion,der eine Niederholung des Kommissionsanträges 
darstellt, einzureichen. 


" Die Zentrumsfraktion des Landesrates 
ersucht die Regierungskommission des vaar- 
gebietes,ihr die tatsächliche Höhe der Bin- 
nahmen und Ausgaben,die für den Haushalt 
des Saargebietes gemacht wurden, für die 
Jahre 1923 und 1924 mitzuteilen. 


Begründung: 


Die EIS Bernina ion des Saargebie- 
tes hat dem Landesrat in den beiden genannten 
Jahren einen Haushaltplan vorgelegt,in dem nur 


diejenigen Zahlen angegeben sind, welche für 


teuern, die uns damals die hegierungskommission 






So 
2 





SIY29gT y>sıyd or 42720494005 H7 


ef 


Ss 


> 
In 





ER); 


voraussichtliche Einnahmen und Ausgaben ver- 
aenschlagt worden sind. Es ist sicher,daß 
diese Zahlen sich nicht mit den wirklichen 
Zahlen decken und sich wahrscheinlich in 
einzelnen Punkten außerordentlich große Ab- 
lg a en ergeben. Zur Beurteilung des 
Haushaltsplanes sowohl,wie aber auch zur 
Beurteilung des gesamten Steuerbedarfs ist 
en die Kenntnis der tatsächlichen Zah- 

en von entscheidender Bedeutung. Es ist | 
auch sonst bei Aufstellung des Haushaltplanes 
allgemein gebräuchlich,die Ist-Zahlen, so- 
weit sie vorliegen,mitänzugeben. 


Ich muß bei dieser Gelegenheit auf eine andere Steueran- 
ug die dringend ist, eingehen. Die Negelung 

ieser Ange egenheit duldet keinen neuen Aufschub mehr. 
Seit dem IO. Januar v.Jr. erhebt die französische Zoll- 
behörde von einer Heihe eingehender Waren eine Luxus- 
steuer von 12 % Die werden erstaunt sein,daß die fran- 
zösische Zollbehörde hier im Saargebiet als »teuer- 
erheber in Betracht kommt. Wir haben von einem »teuer- 
recht der französischen Behörde nichts gewußt,vielleicht 
die Regierungskommission auch nicht. Aber die Regierungs- 
kommission ist von den berufenen Stellen, insbesondere 
von den Wirtschaftskreisen,der Handelskammer usw. ‚da- 
rauf aufmerksam gemacht worden. Wie man weiß,hat sie 
auch versucht,die französische Zollbehörde zu veran- 
lassen,auf diese Steuern zu verzichten,aber sie scheint 
damit nicht durchgedruneen zu sein. Die Zollbehörde 
erhebt nämlich hier eine erhöhte Umsatzsteuer, und zwar 
vor allen Dingen bei der Einfuhr, auch bei solchen 
Dingen, die im Saargebiet nicht erhöhter Umsatzsteuer 
oder Luxussteuer unterliegen. Es werden eine ganze Ilenge 
inge von dieser Steuer betrofien, z.B. Kommunionkränz- 
chen. Jedes arme Kind im Saargebiet muß ein Kommunion- 
kränzchen haben. Auch hierfür muß die luxussteuer ent- 
richtet werden und alle Klagen gegen diese Willkür 
waren bisher vergeblich. Die Regierungskommission hat 
hier nichts getan. 


Ferner hat die Zollbehörde eine Steuer einge- 
führt auf Kohlen. Kohlen werden mit 8,1 % versteuert. 
Wenn nach Frankreich Kohlen eingeführt werden, wird die 
Steuer ran. nicht aber bei Kohlen, die nach dem 
Saargebiet gelangen. Das ist eine Neuauflage der Koh- 
lensteuer mit dem Unterschied,daß der französische 

ergfiskus von der Steuer befreit ist und daß diese 

teuer nur von deutschen Kohlen verlangt wird. Wir müs- 
sen von der ORTEN skommission verlangen, dab sie 
alles tut, um diese Übergriffe abzustellen. Die selbstän- 
dige Steuererhebung der Zollbehörden ist eine Verletzung 
der Gebietshoheit, denn es steht im Versailler Vertrag, 
daß Steuern nur nach Befragung der Bevölkerung von der 
Bee runöskomnission nicht aber von der Zollbehörde 
erhoben werden dürfen. Durch die Duldung dieser Naßnah- 
men gefährdet die Regierungskommission ihr eigenes An- 
sehen und schädigt das Ansehen des Völkerbundes. Ich 
hoffe, daß die Regierungskommission noch soviel Wert auf 
ihr Ansehen legt, daß sie sofortige Wiedergutmachung 
herbeiführt. Wir erwarten,daß die den Firmen für Ein- 
fuhrluxussteuer gewaltsam entnommenen Beträge 

zurückerstattet 
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zurückerstattet werden. 


Die Vorlage betr. die Erhebung einer Vermögens- 1 
steuer bitte ich der I.Kommission zu überweisen. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Staatskommissar 
r. Heim! 


Staatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Der 1. Punkt betr. die 
- Bekanntgabe der Rechnungslegung der landeskasse,habe ich 
sofort nach Eingang der Direktion für Finanzen und For- 
sten übergeben und nachdem von seiten des Finanzressorts 
eine Zusage nicht gemacht werden konnte ,habe ich,nachdem 
ich persönlich verhindert war,durch das Büro des landes- 
rates dem Herrn Abgeordneten Becker mitteilen lassen, 
err Decker möge seinen Antrag schriftlich einreichen. 


Was den zweiten Punkt betrifft,habe ich mich 
sofort an die zuständige Stelle gewandt und es ist mir 
folgende Antwort zugegangen: | 


‚"Die lLuxussteuerpflicht,die im Saargebiet durch 
die Verordnung betr. die Umsatzsteuer vom 8.12. 
1923 geregelt ist, deckt sich inhaltlich nicht 
mit der französischen Regelung vom 25.6.1920.Die 
franzÖsische luxussteuerpflicht umfaßt wesentlich 
mehr Naren als die saarländische. Es gibt also 
Waren, die auf der französischen Luxussteuerliste 
stehen, nicht aber auf der saarländischen. 

. Bei der Einfuhr von Waren aus dem Zollausland 
wird die luxussteuer in Form einer Einfuhrabgabe 
beim Grenzüber un durch die Zollbehörden erhoben. 
Die französische Zollverwaltung steht auf dem 
Standpunkt,daß die Erhebung der Luxussteuer an der 
Grenze eine Zollmaßnahme darstellt, für die die 
französischen Gesetze Bahnen sind. Demzufolge 

v 


geht die französische Zollverwaltung in der Weise 
vor, | 
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l)daß sie für alle Waren,die auf der franzö- 
siSchen Liste,nicht aber auf der saarlän- 
dischen stehen,die Iuxussteuer bei der 
Einfuhr in’s Saargebiet beim Grenzüber- 
gang erhebt, 
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2)bei Waren,die auf der französischen und 
Sleichzeitig auch auf der saarländischen 
iste stehen,wird ebenfalls die Steuer 
beim Grenzübergang erhnzen wenn die Ware 
von einem Privatmann (Nicht-Niederver- 
äufer) eingeführt wird. Wird dagegen die 
are von einem Wiederverkäufer eingeführt, 
so besteht eine Erleichterung insofern, 
als der Importeur beim Grenzübergang eine 
Erklär abgibt,daß die Nare zum Wieder- 
verkauf bestimmt ist und er sich ver- 
prlichtet ‚die Nare in seinem luxussteuer- 
uch einzutragen. In diesem Falle wird 
von der Erhebung der Luxussteuer an der 
| renze 
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Grenze Baeenshen ‚jedoch ein Duplikat dieser Er- 
EEurUnE den Importeurs den saarländischen Fi- 
nanzbehörden mitgeteilt,d wodurch diese in die 
lage versetzt werden,darüber zu wachen,daß die 
Iuxussteuer,im Falle die "are zum Verkauf kommt, 
tatsächlich entrichtet wird. 


. Die Regierungskommission ist bemüht, eine Erleichterung 
für die unter Ziffer ] genannten Fälle zu schaffen. 
Es schweben dieserhalb Verhandlungen mit der franzö- 
sischen Regierung. 


(Zuruf des Abg. Karius: Wer zieht die Iuxus- | 
steuer ein 27 


 Hierüber ist ein Abkommen getroffen worden. 
(Zurufe: Wo fließen die Zollstrafen hin?) 
Meine Herren,ich habe Sie doch gebeten,mir diese Fra- 


gen schriftlich einzureichen,damit ich Ihnen auch 
eine positive Antwort sagen kann. 






Brsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker! 


8. Becker (Z): Meine Herren! Mit der Antwort des Herrn Staats- 
ommissars können wir uns nicht zufrieden geben. Daß 
überhaupt eine Steuer an der Grenze erhoben wird ‚ist 
etc nicht zulässig. Es gibt in Genf einen Völ- 
erbund und die Negierungskommission hätte doch Ge- 
legenheit,diese Dinge vor diese Instanz zu bringen. 
Eine Steuer ist keine Zollmaßnahme ‚wenn aber Steuer 
und Zoll dasselbe sind, könnte man alles mit dem Zoll 
verquicken.Man könnte sogar soweit gehen,die Schulvor- 
lagen als Zollmaßnahmen einzuführen und alle diese 
Fragen könnten dann großzügig von der Zollvrerwaltung 
erledigt werden. Es ist dies BERLLEN die Höhe der 
Auslegungskunst und ich möchte der Hegierungskommis- 
sıon zurufen, es ae ein Haager Schiedsgericht und 
einen Völkerbund,da haben wir Hecht bekommen,warum 
sollte nicht die Regierungskommission hNecht bekommen. 
ie Erbitterung über die Zollmaßnahmen und die dauern- 


den Übergriffe der Zollbehörde haben den Höhepunkt 
‚erreicht. 


3 PwoZ 


rsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordneter Ivinhard! 


Ss 


g. Heinhard (KP): Meine Herren! Es ist selbstverständlich,daß 
wir als Kommunistische Fraktion gegen derartige Naß- 
nahmen, zu denen die hegierungskommission kein Hecht 
hat protestieren. Ferner gestatten wir uns die Frage 
an die Zen Emaper ee] zu richten,was denn in dieser 

' S8äche der Herr Minister Koßmann getan hat. Wir haben | 
erfahren,daß eine Unstimmigkeit in der ie | 
mission über diese Angelegenheit geherrscht hat. Wir Ä 
sind der Auffassung, daß gerade in dieser Frage einmal - 
die Mitglieder der de lee. 2m ber nach außen do- | 
kumentieren müßten, ob sie eine andere Stellung ein- | 


nehmen,wie die rren vom Zentrum hier. Es wäre sehr | 
wünschenswert, | 
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wünschenswert ,daß Herede in dieser Frage einmal Herr Mi- 
nister Koßmann im Plenum erscheinen würde und zwar als Nit- 
glied der Regierungskomnission. | 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
von Vopelius ! 


Abe. Dr.v. le (DSV): Die Antwort des Herrn Regierungsver- 
treters kann in keiner Weise befriedigen. Es ist ein un- 
erhörter Zustand,daß sich eine französische Behörde 
erlaubt,hier Steuern einzuziehen und die Bevölkerung mit 
Abgaben bedrängt,die unzulässig sind. Diese Auskunft ist 
nur dazu angetan,die Bevölkerung zu reizen. ( 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Ich frage Sie, wo bleibt die Oberste Finanzkontrolle ‚wenn 
sie nicht einmal merkt,wo die Steuereingänge hingelangen” 
Es ist nicht anders denkbar,als daß hier eine miserable 
Kontrolle herrscht. | 


voraiknanger Scheuer: Das Wort hat der Herr Staatskommissar 
r, Heim '! 


Staatskommissar Dr. Heim: Es ist ein Abkommen darüber ae 
ri, habe ich ja gesagt,ich kenne aber den Inhalt 
nicht. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr.von Vopelius! 


elius (DSV): Wenn ein Abkommen getroffen wird, 


Abg. Dr.von "mp re 
Landesrat nicht vorgelegen hat,so ist es ungültig. 


das dem 
(Zurufe: Sehr richtig !) 


. Wenn im Saargebiet die französische Iuxussteuer-Verord- 
nung eingeführt wird,so ist das eine Gesetzesänderung,über 
die der landesrat gehört werden muß. Ich bin selbst in 
dem Falle gewesen,daß mir eine derartige Luxussteuer auf- 
erlegt worden ist. Ich werde die »ache auf dem Klageweg 
zur Entscheidung bringen. Ich glaube, daß dies Schon in, 
einem viel größeren Umfange geschehen wäre,wenn die Kauf- 
lcute nicht mit Recht befürchteten,sich weiteren Zoll- 
schikanen ‚Verzögerungen der Abfertigung usw.auszusetzen. 
Es untersteht keinem Zweifel,daß,wenn ein Kaufmann heute 
derartige Bestimmungen über den Klageweg anfisht,daß ihm 
dann die Zollbehörde seine Nare statt heute 4 Monate = 
ein halbes Jahr zurückhält und andere Schikanen macht.Da 
finde ich es begreiflich, daß der Klageweg noch nicht 
öfter beschritten worden ist. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fetri! 
Abg. Petri (SP): Meine Herren! Wir fühlen uns veranlaßt,etwas 
über die Zollschikanen zu sagen. Es ist alle Ursache da, 
diese Dinge zu kritisieren,nicht allein von der Ge- | 
‚schäftswelt,sondern auch von der Arbeiterschaft. Ich habe 
heute wieder einen Fall erlebt,was ich von einem »taat, 
wie ihn Frankreich sein will,nicht erwartet hätte. Ein 
Arbeiter hat für sein Fahrrad einen Garantieschein be- 
kommen, hat diesen verloren und beantragt einen BRIRR: 
| VD 
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was ihn 50.-Franken Strafe einbringt. Wir protestieren 
mit aller Schärfe dagegen, daß sich das die Zollbehörde 
erlauben darf. | 

Ich möchte dem Herrn Staatskommissar die Fra- 
ge vorlegen, ob aus dem Etat des Ralee ne 0es Mittel 
zum Bau von Zollhäusern verwendet worden sind. 


(Zuruf des Abg. Schmelzer: Im Etat ist ein Posten 
eingesetzt!) 


Der französische Staat ist verpflichtet,dem Saargebiet 
diese AUBBAER zu ersetzen und wenn ein Posten in der 
Ausgabe steht,muß er auch in der Einnahme erscheinen. 


In Bezug auf den Etat möchte ich beantragen, 
daß uns in Zukunft eine Übersicht gegeben wird über 
die Btneruppierung der Beamten und über die Einstufung 
der Meistlichen. Bei allen MEERE TuS: 920 DOBSeen, 
ist es doch nicht angebracht,daß die Geistlichen am 
Hungertuche nagen. Wir bitten bei der nächsten Zusan- 
menkunft des Ländesrates ‚diese Frage auf die Tagesord- 
nung zu setzen. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
chmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Mit der Zollangelegenheit 
wollen wir uns eingehend befassen und ich mache den 
Vorschlag,daß wir bei der Regierung vorstellig werden. 
Das könnte Veranlassung sein,dem Herrn Rault noch eine 
Abschiedsrede zu halten darüber,daß er in dieser Sache 
nichts getan hat. Meine Partei hat eine Eingabe an das 
Reichswirtschaftsministerium und an die deutsche Han- 
OSERTESBERDN = Helegation in Faris gesandt un 
auf die Zollschikanen hingewiesen. Die Regierungskon- 
mission tut nichts! Wir haben auch darauf hingewiesen, 
daß die französischen Zöllner von den Zollstrafen ih- 
ren Anteil erhalten,was dazu führt,daß mitunter sogar 
falsche Deklarationen von diesen Leuten veranlaßt wer- 
‚den. Das ist ein Skandal,der zum Himmel stinkt. 

Ich stelle daher folgenden Antrag: 
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"Der Iandesrat wolle beschließen,eine Abordnung 
der Fraktionen zur Gesamtregierungskomm2Ss1on. zu, 
entsenden, um ihr die Beschwerden über das franzö- 
siSche Zollregime vorzutragen. " 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Reinhard ! 


\bg. Reinhard (KP): Ich möchte darauf hinweisen,daß von uns 
ein Antrag eingegangen ist über die Frage der Fürsten- 
abfindung. Wir wollen,daß über diesen Antrag abgestimnt 
wird und der Antrag als Beschluß der Reichsregierung 
übermittelt wird. 


3 PwoZ 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
arius! 


Abg. Karius (Z): Ich habe schon in der Kommissionssitzung 
gesagt,daß die Regierungskommission verpflichtet war, 
einen A hg en her dem Landesrat vorzu- 
legen. Ich Frage en Herrn hegierungsvertreter wie 
die »vache steht. 


Staatskommissar Dr,Heim: Sie haben en damals mit dem 
Antrag die Regierung ersucht, daß Ihnen von dem 
Finanzdirektor ein Vorschlag in dieser Frage gemacht 
wird. Ich habe Ihnen je geantwortet,daß der Herr 
Direktor krankheitshalber beurlaubt ıst. 


Abg. Karius (2): Wir müssen darauf bestehen, daß das im lan- 
desrat besprochen wird, denn das Aufwertungsgesetz 
ist im Reich durchgeführt und muß auch hier durch- 
geführt werden. 





Abg. Schmelzer: Die Regierungskommission betrachtet sich 
nur noch als Liquidator einer bankrotten Firma. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch 
| noch darauf hinweisen, daß die Abteilung Kultus-und 
Schulwesen in den meisten Fällen, wo Eingaben an die 
Regierung gerichtet werden, überhaupt nicht antwor- 
tet. Wir haben einen solchen Fall in Ensdorf,wo wır 
eine Eingabe an die Regierung gemacht haben, Die 
schulabteilung der Resierun skommission hüllt sich 
edoch in »chweigen. Ich will da den Herrn »taats- 
ommissar bitten, daraufhinzuwirken, daß die Ab- | 
teilung der Regierung die Höflichkeit besitzt, die 
nasn zu beantworten. Das könnte man doch ver- 
angen. 
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Vorsitzender Scheuer: Wir kommen zu den vorgelegten Anträgen. 


3 PwoZ 


Der 1l.Antrag ist von der Sozialdemokratischen | 
Fraktion eingegangen und lautet: | 


1) die Neuwahl des Landesrates gleichzeitig 
mit den Wahlen zu den Kommunalvertretungen 
im Juli ds.Js.stattfinden zu lassen, 


an Stelle der offenen Listen die gebunde- 
nen Listen (auch für die Kommunalwahlen 


Ss 


einzuführen ‚und 

3) das par Wahlrecht zum Landesrat auch 
auf die nicht im Far ee geborenen 
Dvaareinwohner auszudehnen. 


Besründun | 
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Begründung : 


. Die beiden letztgenannten Forderungen sind von 
den politischen Farteien,schon mehrmals in ausreichend 
Beeründeter Form gestellt worden, sodaß eine nochmalige 

egründung sich erübrigen dürfte. 

Die Forderung nach zeitlicher Zusammenlegung der 
Landesratswahl mit den Kommunalwahlen ist dadurch gerecht- 
fertigt, daß es nicht zweckmäßig erscheint,die beiden 
Wahlen nacheinander mit einem zeitlichen Abstand von nur 
einem halben Jahre stattfinden zu lassen und somit den 
"politischen Parteien und sonstigen interessierten Krei- 

sen zweimal die nicht unerheblichen Aufwendungen an Ar- 
beit,Zeit und Geld zu verursachen. 


Der 2. Antrag ist vom Zentrum eingegangen und lautet: 


"Durch Beschluß des Landgerichts von Saarbrücken 
vom 9.Dezember 1925 sind die Volksschullehrer vom Anmte 
des laienrichters ausgeschlossen worden. sie hatten seit 

921 in den verschiedensten Orten als laienrichter | 

Schöffen und Geschngrene Jantjert, Nachdem schon im Reich 

urch Gesetz vom 11.3.21 der für die Volksschullehrer 
bestehende Ausnahmezustand beseitigt worden ist,ersuchen 
wir die Saarregierung um die gleiche Maßnahne. 


Gründe: 


| 1 Das Steuervorrecht der Volksschullehrer ist 
auch im Saargebiet gefallen. Gleiche Pflichten fordern 
aber gleiche Hechte. | N 
>) Die Lehrer an höheren Schulen sind zur Ausübung 
des laienrichtertums berechtigt. Es ist nicht erkennbar, 
warum der Volksschullehrer ausgeschlossen bleiben soll. 
Seit einiger Zeit gelten auch die Volksschul- 
lehrer als unmittelbare Staatsbeamte. Gleich den übrigen 
taatsbeamten müssen auch die Volksschullehrer zu allen 
öffentlichen Ehrenäntemn zugelassen werden. 


—— [u m 


Der 3.Antrag ist vom Zentrum eingegangen und lautet: 


Ey je Zentrunsfraktion des landesrates ersucht. 
die Regierungskommission des Saargebietes,ihr die 
tatsächliche Höhe der Einnahmen und Ausgaben ‚die 
für den Haushalt des A gemacht wurden, 
für die Jahre 1923 und 1924 mitzuteilen. 


Begründung: 


Die Regierungskommission des Saargebietes hat dem 
landesrat in den beiden genannten Jahren einen Haushalt- 
plan vorgelegt, in dem nur ER ee Zahlen ange ge ben 
Sind,welche für voraussichtliche Rinnahmen und Ausgaben 
veranschlagt worden sind. Es ist sicher,daß sich dıese 
Zahlen nicht mit den wirklichen Zahlen decken und Sıc 
wahrscheinlich in einzelnen Punkten außerordentlich m 
große Abweichungen ergeben.Zur Beurteilung des Haushalt- 
planes sowohl ,wie aber auch zur Beurteilung des 

gesamten 
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Steuerbedarfs ist jedoch die Kenntnis der tatsächlichen 
Zahlen von enSecheidander Bedeutung. _Es ist auch sonst | 
bei Aufstellung des Haushaltplanes allgemein gebräuch- 

lich,die Ist-Zaählen,soweit sıe vorliegen,mitanzugeben. " 


Der 4. Antrag ist von der Deutsch-Saarländischen Volkspar- 
tei eingegangen und lautet: 


" Der landesrat wolle beschließen,eine Abord- | 
nung der Fraktionen zur Gesamtregierungsregierungs- | 
kommission zu entsenden,um ihr die Beschwerde über | 
das französische Zollregime vorzutragen." 


ırsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Levacher! 


g. Levacher (Z): Die Forderungen 2 und 3 im Antrag der Sozial- 
demokraten entsprechen den alten Forderungen,die wir 
wiederholt gestellt haben. | | | | 
‚ Zur Forderung 1 sind wir der Ansicht,die Wahlen 
zu den Gemeindekörperschaften als auch zum Landesrat 
 Aheige stattfinden zu lassen,zumal die Feriode des 
ndesrates länger läuft. | 
Zu dem Kommunistischen Aakrap habe ich zu_er- 
klären,daß uns hier keine andere Stellungnahme möglich 
ist,als die Zentrumspartei im Heich. 






(Zurufe: Damit haben wir nichts zu tun!) 


Wir stellen uns auf den rend nakl unserer Fraktion in 


ich und können den kommunistischen Antrag nicht an- 
nehmen. 
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Dem Antrag der Deutsch-Saarländischen Volks- 
partei stimmen wir zu. 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmelzer! 


bg. Schmelzer(DSV): Den 1.Antrag der Sozialdemokratischen 
Fraktion betr. Zusammenlegung der Wahlen lehnen wir wıe 
das Zentrum ab. | 
Die Punkte 2 und 3 nehmen wir an. _ 
| Zu dem Antrag der Kommunisten betr. Fürsten- 
Br ndung nehmen wir denselben Standpunkt ein,wie das 
entrun. 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann! 


bg. Hoffmann (SP): Ich darf vielleicht darauf hinweisen,daß 


die Wahlen auch im Heich an einem lage stattgefunden 
haben. 


9 PwoZ 
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(Zurufe: Soll aber nicht mehr gemacht werden!) 
orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heinhard! 


bg. Reinhard (KP): Wir haben zu erklären, daß wir sämtliche 
Anträge annehnen mit Ausnahme des 1. Passus des Antrages 


der 
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der Sozialdemokratischen Partei. 


Vorsitzender Scheuer: Damit haben sämtliche Parteien zu den 


Anträgen Stellung genommen und dieselben begründet. Die 


Abstimmung darüber ist dadurch hinfällig. Sie sind damit 
einverstanden. | 


Ich schließe die Sitzung! ( 4 Uhr 50 Minuten. ) 
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